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VERORDNUNG (EU) 2016/424 DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 9. März 2016 

über Seilbahnen und zur Aufhebung der Richtlinie 2000/9/EG 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung regelt die Bereitstellung auf dem Markt und den 
freien Verkehr von Teilsystemen und Sicherheitsbauteilen für Seilbah­
nen. Sie enthält ferner Vorschriften für den Entwurf, den Bau und die 
Inbetriebnahme neuer Seilbahnen. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für neue Seilbahnen, die zur Beförderung 
von Personen entworfen sind, für Änderungen von Seilbahnen, für die 
eine neue Genehmigung erforderlich ist, und für Teilsysteme und Si­
cherheitsbauteile für diese Seilbahnen. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für 

a) Aufzüge, die unter die Richtlinie 2014/33/EU fallen; 

b) von Mitgliedstaaten als historisch bedeutend, kulturell bedeutend 
oder denkmalgeschützt eingestufte Seilbahnen, die vor dem 1. Januar 
1986 in Betrieb genommen wurden und die noch in Betrieb sind und 
in Entwurf und Bau keine wesentlichen Änderungen erfahren haben, 
einschließlich der speziell für diese entworfenen Teilsysteme und 
Sicherheitsbauteile; 

c) Anlagen für land- oder forstwirtschaftliche Zwecke; 

d) Seilbahnen für den Betrieb von Schutz- und Berghütten, die nur für 
die Beförderung von Gütern und eigens benannten Personen be­
stimmt sind; 

e) fest stehende und verfahrbare Geräte, die ausschließlich für Freizeit- 
und Vergnügungszwecke und nicht für die Beförderung von Per­
sonenentworfen wurde; 

f) bergbauliche Anlagen oder andere zu industriellen Zwecken auf­
gestellte und genutzte Anlagen; 

g) Anlagen, bei denen sich die Benutzer oder deren Träger auf dem 
Wasser befinden. 

▼B 

02016R0424 — DE — 31.03.2016 — 000.001 — 2



 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die folgenden Begriffsbestim­
mungen: 

1. „Seilbahn“: ein an seinem Bestimmungsort errichtetes, aus der In­
frastruktur und Teilsystemen bestehendes Gesamtsystem, das zum 
Zweck der Beförderung von Personen entworfen, gebaut, zusam­
mengesetzt und in Betrieb genommen wurde und bei dem die Be­
förderung durch entlang der Trasse verlaufende Seile erfolgt; 

2. „Teilsystem“: ein in Anhang I aufgeführtes, für den Einbau in 
Seilbahnen bestimmtes einzelnes System oder eine Kombination 
aus solchen Systemen; 

3. „Infrastruktur“: ein speziell für jede Seilbahn entworfenes und je­
weils vor Ort errichtetes Stationsbauwerk oder Streckenbauwerk, 
das die Linienführung und die Gegebenheiten des Systems berück­
sichtigt und das für die Errichtung und den Betrieb der Seilbahn 
erforderlich ist, einschließlich der Fundamente; 

4. „Sicherheitsbauteil“: ein Bauteil oder eine Einrichtung, die in ein 
Teilsystem oder in eine Seilbahn zur Erfüllung einer Sicherheits­
funktion eingebaut werden soll und dessen bzw. deren Ausfall oder 
Fehlfunktion die Sicherheit oder Gesundheit von Fahrgästen, Be­
triebspersonal oder Dritten gefährdet; 

5. „betriebstechnische Erfordernisse“: die Gesamtheit der technischen 
Vorkehrungen und Maßnahmen, die Auswirkungen auf Entwurf 
und Bau haben und für einen sicheren Betrieb der Seilbahn erfor­
derlich sind; 

6. „wartungstechnische Erfordernisse“: die Gesamtheit der tech­
nischen Vorkehrungen und Maßnahmen, die Auswirkungen auf 
Entwurf und Bau haben und für die Instandhaltung erforderlich 
sind, und die entworfen wurden, um den sicheren Betrieb der Seil­
bahn zu gewährleisten; 

7. „Seilschwebebahnen“: eine Seilbahn, deren Fahrzeuge von einem 
oder mehreren Seilen getragen und bewegt werden; 

8. „Schlepplift“: eine Seilbahn, bei der die Fahrgäste mit geeigneter 
Ausrüstung entlang einer vorbereiteten Fahrbahn gezogen werden; 

9. „Standseilbahn“: eine Seilbahn, deren Fahrzeuge durch ein oder 
mehrere Seile auf einer Fahrbahn gezogen werden, die auf dem 
Boden aufliegen oder durch feste Bauwerke gestützt sein kann; 

10. „Bereitstellung auf dem Markt“: jede entgeltliche oder unentgeltli­
che Abgabe eines Teilsystems oder Sicherheitsbauteils zum Ver­
trieb oder zur Verwendung auf dem Unionsmarkt im Rahmen einer 
Geschäftstätigkeit; 

11. „Inverkehrbringen“: die erstmalige Bereitstellung eines Teilsystems 
oder Sicherheitsbauteils auf dem Unionsmarkt; 
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12. „Inbetriebnahme“: den erstmaligen Einsatz einer Seilbahn explizit 
zum Zweck der Beförderung von Personen; 

13. „Hersteller“: jede natürliche oder juristische Person, die ein Teil­
system oder Sicherheitsbauteil herstellt bzw. entwerfen oder her­
stellen lässt und dieses Teilsystem oder Sicherheitsbauteil unter 
ihrem eigenen Namen oder ihrer eigenen Marke vermarktet oder 
es in eine Seilbahn einbaut; 

14. „Bevollmächtigter“: jede in der Union ansässige natürliche oder 
juristische Person, die von einem Hersteller schriftlich beauftragt 
wurde, in seinem Namen bestimmte Aufgaben wahrzunehmen; 

15. „Einführer“: jede in der Union ansässige natürliche oder juristische 
Person, die ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil aus einem Dritt­
staat auf dem Unionsmarkt in Verkehr bringt; 

16. „Händler“: jede natürliche oder juristische Person in der Liefer­
kette, die ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil auf dem Markt 
bereitstellt, mit Ausnahme des Herstellers oder des Einführers; 

17. „Wirtschaftsakteure“: Hersteller, Bevollmächtigter, Einführer und 
Händler eines Teilsystems oder Sicherheitsbauteils; 

18. „technische Spezifikation“: ein Dokument, in dem die technischen 
Anforderungen vorgeschrieben sind, denen eine Seilbahn, eine In­
frastruktur, ein Teilsystem oder ein Sicherheitsbauteil genügen 
müssen; 

19. „harmonisierte Norm“: eine harmonisierte Norm im Sinne des Ar­
tikels 2 Nummer 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) 
Nr. 1025/2012; 

20. „Akkreditierung“: eine Akkreditierung im Sinne des Artikels 2 
Nummer 10 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008; 

21. „nationale Akkreditierungsstelle“: eine nationale Akkreditierungs­
stelle im Sinne des Artikels 2 Nummer 11 der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008; 

22. „Konformitätsbewertung“: das Verfahren zur Bewertung, ob die 
wesentlichen Anforderungen dieser Verordnung an ein Teilsystem 
oder Sicherheitsbauteil erfüllt worden sind; 

23. „Konformitätsbewertungsstelle“: eine Stelle, die Konformitäts­
bewertungstätigkeiten einschließlich Kalibrierungen, Prüfungen, 
Zertifizierungen und Inspektionen in Bezug auf Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile durchführt; 

24. „Rückruf“: jede Maßnahme, die auf Erwirkung der Rückgabe eines 
bereits der für die Seilbahn verantwortlichen Person bereitgestellten 
Teilsystems oder Sicherheitsbauteils abzielt; 

25. „Rücknahme“: jede Maßnahme, mit der verhindert werden soll, 
dass ein in der Lieferkette befindliches Teilsystem oder Sicherheits­
bauteil auf dem Markt bereitgestellt wird; 
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26. „Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union“: Rechtsvorschriften 
der Union zur Harmonisierung der Bedingungen für die Vermark­
tung von Produkten; 

27. „CE-Kennzeichnung“: eine Kennzeichnung, durch die der Herstel­
ler erklärt, dass das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil den gelten­
den Anforderungen genügt, die in den Harmonisierungsrechtsvor­
schriften der Union über ihre Anbringung festgelegt sind. 

Artikel 4 

Bereitstellung von Teilsystemen und von Sicherheitsbauteilen auf 
dem Markt 

Teilsysteme und Sicherheitsbauteile dürfen nur dann auf dem Markt 
bereitgestellt werden, wenn sie den Anforderungen dieser Verordnung 
entsprechen. 

Artikel 5 

Inbetriebnahme von Seilbahnen 

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen in Einklang mit Artikel 9 alle ge­
eigneten Maßnahmen, um die Verfahren festzulegen, mit denen gewähr­
leistet wird, dass Seilbahnen nur in Betrieb genommen werden, sofern 
sie den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen und die Gesund­
heit oder die Sicherheit von Personen oder Eigentum nicht gefährden 
können, wenn sie entsprechend ihrer bestimmungsgemäßen Verwen­
dung ordnungsgemäß errichtet, gewartet und betrieben werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten ergreifen in Einklang mit Artikel 9 alle ge­
eigneten Maßnahmen, um die Verfahren festzulegen, mit denen gewähr­
leistet wird, dass die Teilsysteme und Sicherheitsbauteile nur in Seil­
bahnen eingebaut werden, sofern sie den Bau von Seilbahnen ermögli­
chen, die den Anforderungen dieser Verordnung entsprechen und die 
Gesundheit oder die Sicherheit von Personen oder Eigentum nicht ge­
fährden können, wenn sie entsprechend ihrer bestimmungsgemäßen Ver­
wendung ordnungsgemäß errichtet, gewartet und betrieben werden. 

(3) Bei Seilbahnen, die mit harmonisierten Normen oder Teilen da­
von übereinstimmen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht worden sind, wird die Konformität mit den wesent­
lichen Sicherheitsanforderungen gemäß Anhang II, die von den betref­
fenden Normen oder Teilen davon abgedeckt sind, vermutet. 

(4) Diese Verordnung berührt nicht die Befugnis der Mitgliedstaaten, 
Anforderungen festzulegen, die sie zum Schutz von Personen und ins­
besondere von Arbeitnehmern beim Benutzen der betreffenden Seilbah­
nen für erforderlich halten, sofern dies nicht bedeutet, dass die Seilbah­
nen in einer nicht unter diese Verordnung fallenden Weise verändert 
werden. 

Artikel 6 

Wesentliche Anforderungen 

Die Seilbahnen und ihre Infrastruktur, Teilsysteme und Sicherheitsbau­
teile müssen die für sie geltenden wesentlichen Anforderungen nach 
Anhang II erfüllen. 
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Artikel 7 

Freier Warenverkehr mit Teilsystemen und Sicherheitsbauteilen 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Bereitstellung auf dem Markt von Teil­
systemen und Sicherheitsbauteilen, die dieser Verordnung genügen, 
nicht untersagen, beschränken oder behindern. 

Artikel 8 

Sicherheitsanalyse und Sicherheitsbericht für geplante Seilbahnen 

(1) Die für die Seilbahn verantwortliche Person, die von einem Mit­
gliedstaat nach nationalem Recht bestimmt wird, führt eine Sicherheits­
analyse der geplanten Seilbahn durch oder lässt diese durchführen. 

(2) Die für jede Seilbahn erforderliche Sicherheitsanalyse muss 

a) jeder geplanten Betriebsart Rechnung tragen; 

b) nach einer anerkannten oder feststehenden Methode durchgeführt 
werden; 

c) den Stand der Technik und die Komplexität der jeweiligen Seilbahn 
berücksichtigen; 

d) gewährleisten, dass bei Entwurf und Ausführung der Seilbahn das 
örtliche Umfeld und die ungünstigsten Bedingungen berücksichtigt 
werden, damit ein zufriedenstellendes Maß an Sicherheit erreicht 
wird; 

e) alle sicherheitsrelevanten Aspekte der Seilbahn und der mit ihr ver­
bundenen äußeren Einflussfaktoren im Zusammenhang mit Entwurf, 
Bau und Inbetriebnahme abdecken; 

f) es ermöglichen, anhand der bisherigen Erfahrungen die Risiken zu 
ermitteln, die während des Betriebs der Seilbahn auftreten können. 

(3) Die Sicherheitsanalyse erstreckt sich auch auf die Sicherheitsein­
richtungen und deren Auswirkung auf die Seilbahn und die dabei einge­
setzten, mit ihnen verbundenen Teilsysteme, sodass die Sicherheitsein­
richtungen 

a) beim ersten Anzeichen einer Störung oder eines Ausfalls reagieren 
können, um dann in einem die Sicherheit gewährleistenden Zustand, 
in einer ausfallsicheren Betriebsart oder im Zwangshalt (fail safe) zu 
bleiben, 

b) redundant sind und überwacht werden oder 

c) so ausgelegt sind, dass die Wahrscheinlichkeit ihres Ausfalls bewer­
tet werden kann, und ihre Auswirkungen einen Standard aufweisen, 
der mit dem der Sicherheitseinrichtungen gleichwertig ist, die den 
unter den Buchstaben a und b genannten Kriterien genügen. 
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(4) Die Sicherheitsanalyse dient dazu, das Verzeichnis der Risiken 
und Gefahrensituationen zu erstellen, die zur Behebung der Risiken 
vorgesehenen Maßnahmen zu empfehlen und die Liste der in die Seil­
bahn einzubauenden Teilsysteme und Sicherheitsbauteile aufzustellen. 

(5) Das Ergebnis der Sicherheitsanalyse wird in einen Sicherheits­
bericht aufgenommen. 

Artikel 9 

Genehmigung von Seilbahnen 

(1) Jeder Mitgliedstaat legt Genehmigungsverfahren für den Bau und 
die Inbetriebnahme von in seinem Hoheitsgebiet befindlichen Seilbah­
nen fest. 

(2) Die für die Seilbahn verantwortliche Person, die von einem Mit­
gliedstaat nach nationalem Recht bestimmt wird, legt der für die Ge­
nehmigung der Seilbahn zuständigen Behörde oder Stelle den Sicher­
heitsbericht nach Artikel 8, die EU-Konformitätserklärung und die sons­
tigen Unterlagen im Zusammenhang mit der Konformität von Teilsys­
temen und Sicherheitsbauteilen sowie die Unterlagen über die Merkmale 
der Seilbahn vor. Die Unterlagen zur Seilbahn müssen auch die not­
wendigen Betriebsbedingungen, einschließlich der Betriebsbeschränkun­
gen, sowie die vollständigen Angaben im Hinblick auf Instandhaltung, 
Überwachung, Einstellungen und Wartung der Seilbahn enthalten. Eine 
Abschrift dieser Unterlagen ist bei der Seilbahn bereitzuhalten. 

(3) Werden bei bestehenden Seilbahnen wesentliche Merkmale, Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile so geändert, dass die Inbetriebnahme 
von dem betreffenden Mitgliedstaat eine neue Genehmigung erfordert, 
so müssen die Änderungen und deren Auswirkungen auf die Seilbahn 
als Ganzes die wesentlichen Anforderungen nach Anhang II erfüllen. 

(4) Die Mitgliedstaaten dürfen die in Absatz 1 genannten Verfahren 
nicht heranziehen, um aus Gründen, die im Zusammenhang mit den 
unter diese Verordnung fallenden Aspekten stehen, den Bau und die 
Inbetriebnahme von Seilbahnen, die dieser Verordnung genügen und 
die Gesundheit oder die Sicherheit von Personen oder Eigentum nicht 
gefährden, wenn sie entsprechend ihrer bestimmungsgemäßen Verwen­
dung ordnungsgemäß errichtet wurden, zu untersagen, einzuschränken 
oder zu behindern. 

(5) Die Mitgliedstaaten dürfen die Verfahren nach Absatz 1 nicht 
dazu benutzen, den freien Warenverkehr mit Teilsystemen und Sicher­
heitsbauteilen, die dieser Verordnung genügen, zu untersagen, ein­
zuschränken oder zu behindern. 

Artikel 10 

Betrieb von Seilbahnen 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass eine Seilbahn nur weiter­
betrieben werden darf, wenn die im Sicherheitsbericht genannten Vo­
raussetzungen eingehalten werden. 
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(2) Stellt ein Mitgliedstaat fest, dass eine Seilbahn, die genehmigt ist 
und bestimmungsgemäß verwendet wird, die Gesundheit oder Sicherheit 
von Personen oder Eigentum gefährden kann, so trifft er alle geeigneten 
Maßnahmen, um die Bedingungen für den Betrieb der Seilbahn ein­
zuschränken oder ihren Betrieb zu untersagen. 

KAPITEL II 

PFLICHTEN DER WIRTSCHAFTSAKTEURE 

Artikel 11 

Pflichten der Hersteller 

(1) Die Hersteller gewährleisten, wenn sie ihre Teilsysteme und Si­
cherheitsbauteile in Verkehr bringen oder in Seilbahnen einbauen, dass 
diese gemäß den wesentlichen Anforderungen nach Anhang II entwor­
fen und hergestellt wurden. 

(2) Die Hersteller von Teilsystemen und Sicherheitsbauteilen erstel­
len die technischen Unterlagen nach Anhang VIII (Technische Unterla­
gen) und führen das anzuwendende Konformitätsbewertungsverfahren 
nach Artikel 18 durch oder lassen es durchführen. 

Wurde mit dem im ersten Unterabsatz genannten Verfahren nachgewiesen, 
dass ein Teilsystem oder ein Sicherheitsbauteil den geltenden Anforderun­
gen entspricht, stellen die Hersteller eine EU-Konformitätserklärung aus 
und bringen die CE-Kennzeichnung an. 

(3) Die Hersteller bewahren die technischen Unterlagen und die 
EU-Konformitätserklärung 30 Jahre lang ab dem Inverkehrbringen des 
Teilsystems oder des Sicherheitsbauteils auf. 

(4) Die Hersteller gewährleisten durch geeignete Verfahren, dass stets 
Konformität mit dieser Verordnung bei Serienfertigung sichergestellt ist. 
Änderungen am Entwurf des Teilsystems oder des Sicherheitsbauteils 
oder seinen Merkmalen sowie Änderungen der harmonisierten Normen 
oder der sonstigen technischen Spezifikationen, auf die bei Erklärung 
der Konformität des Teilsystems oder des Sicherheitsbauteils verwiesen 
wird, werden angemessen berücksichtigt. 

Die Hersteller nehmen, falls dies angesichts der von einem Teilsystem 
oder Sicherheitsbauteil ausgehenden Gefahren als zweckmäßig betrach­
tet wird, zum Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Fahrgästen, 
Betriebspersonal und Dritten Stichproben von auf dem Markt bereit­
gestellten Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen Prüfungen vor, führen 
erforderlichenfalls ein Verzeichnis der Beschwerden, der nichtkonfor­
men Teilsysteme und Sicherheitsbauteile und der Rückrufe solcher Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile und halten die Händler über diese 
Überwachung auf dem Laufenden. 

(5) Die Hersteller gewährleisten, dass die von ihnen in Verkehr ge­
brachten Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile eine Typen-, Chargen- 
oder Seriennummer oder ein anderes Kennzeichen zu ihrer Identifikation 
tragen. 
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Falls dies aufgrund der Größe oder Art des Teilsystems oder Sicher­
heitsbauteils nicht möglich ist, gewährleisten die Hersteller, dass die 
erforderlichen Informationen auf der Verpackung oder in den dem Teil­
system oder Sicherheitsbauteil beigefügten Unterlagen angegeben 
werden. 

(6) Die Hersteller geben ihren Namen, ihren eingetragenen Handels­
namen oder ihre eingetragene Marke und ihre Postanschrift, unter der 
sie kontaktiert werden können, auf dem Teilsystem oder Sicherheits­
bauteil selbst oder, wenn dies nicht möglich ist, auf der Verpackung 
oder in den dem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil beigefügten Unter­
lagen an. In der Anschrift muss eine zentrale Stelle angegeben sein, 
unter der der Hersteller kontaktiert werden kann. Die Kontaktangaben 
sind in einer Sprache zur Verfügung zu stellen, die von den Benutzern 
und den Marktüberwachungsbehörden leicht verstanden werden kann. 
Gibt der Hersteller eine Website an, so trägt er dafür Sorge, dass die auf 
dieser Website enthaltenen Informationen zugänglich sind und stets auf 
dem neuesten Stand gehalten werden. 

(7) Die Hersteller gewährleisten, dass dem Teilsystem oder Sicher­
heitsbauteil eine Abschrift der EU-Konformitätserklärung sowie die Ge­
brauchsanleitung und die Sicherheitsinformationen beigefügt sind, in 
einer Sprache, die von den Benutzern leicht verstanden werden kann. 
Solche Gebrauchsanleitungen und Sicherheitsinformationen müssen klar, 
verständlich und deutlich sein. 

Wird jedoch eine große Zahl von Teilsystemen oder Sicherheitsbautei­
len an einen einzigen Wirtschaftsakteur oder Benutzer geliefert, so kann 
der betreffenden Charge oder Sendung eine einzige Abschrift der 
EU-Konformitätserklärung beigefügt werden. 

(8) Hersteller, die der Auffassung sind oder Grund zu der Annahme 
haben, dass ein von ihnen in Verkehr gebrachtes Teilsystem oder Si­
cherheitsbauteil nicht dieser Verordnung entspricht, ergreifen unverzüg­
lich die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um die Konformität dieses 
Teilsystems oder Sicherheitsbauteils herzustellen, es gegebenenfalls zu­
rückzunehmen oder zurückzurufen. Außerdem unterrichten die Herstel­
ler, wenn mit dem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil Gefahren verbun­
den sind, unverzüglich die zuständigen nationalen Behörden der Mit­
gliedstaaten, in denen sie das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil auf 
dem Markt bereitgestellt haben, darüber und machen dabei ausführliche 
Angaben, insbesondere über die Nichtkonformität und die ergriffenen 
Korrekturmaßnahmen. 

(9) Die Hersteller händigen der zuständigen nationalen Behörde auf 
deren begründetes Verlangen alle Informationen und Unterlagen, in 
einer Sprache, die von dieser zuständigen nationalen Behörde leicht 
verstanden werden kann, aus, die für den Nachweis der Konformität 
des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils mit dieser Verordnung erfor­
derlich sind. Diese Informationen können auf Papier oder in elektro­
nischer Form geliefert werden. Sie kooperieren mit dieser Behörde auf 
deren Verlangen bei allen Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren, 
die mit Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen verbunden sind, die sie 
in Verkehr gebracht haben. 

Artikel 12 

Bevollmächtigte 

(1) Ein Hersteller kann schriftlich einen Bevollmächtigten benennen. 

Die Verpflichtungen gemäß Artikel 11 Absatz 1 und die Pflicht zur 
Erstellung der technischen Unterlagen sind nicht Teil des Auftrags eines 
Bevollmächtigten. 
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(2) Ein Bevollmächtigter nimmt die vom Hersteller festgelegten Auf­
gaben wahr, die im Auftrag des Herstellers festgelegt sind. Der Auftrag 
muss dem Bevollmächtigten gestatten, mindestens folgende Aufgaben 
wahrzunehmen: 

a) Bereithaltung der EU-Konformitätserklärung und der technischen 
Unterlagen für die nationalen Marktüberwachungsbehörden über ei­
nen Zeitraum von 30 Jahren ab dem Inverkehrbringen des Teilsys­
tems oder Sicherheitsbauteils; 

b) auf begründetes Verlangen einer zuständigen nationalen Behörde 
Aushändigung aller erforderlichen Informationen und Unterlagen 
zum Nachweis der Konformität eines Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils an diese Behörde; 

c) auf Verlangen der zuständigen nationalen Behörden Kooperation bei 
allen Maßnahmen zur Abwendung von Gefahren, die mit Teilsyste­
men oder Sicherheitsbauteilen verbunden sind, die zum Aufgaben­
bereich des Bevollmächtigten gehören. 

Artikel 13 

Verpflichtungen der Einführer 

(1) Einführer bringen nur konforme Teilsysteme oder Sicherheitsbau­
teile in Verkehr. 

(2) Bevor sie ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil in Verkehr brin­
gen, gewährleisten die Einführer, dass das betreffende, in Artikel 18 
genannte Konformitätsbewertungsverfahren vom Hersteller durchgeführt 
wurde. Sie gewährleisten, dass der Hersteller die technischen Unterlagen 
erstellt hat, dass das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil mit der 
CE-Kennzeichnung versehen ist, dass ihm eine Abschrift der 
EU-Konformitätserklärung und die Gebrauchsanleitung und die Sicher­
heitsinformationen sowie gegebenenfalls sonstige erforderliche Doku­
mente beigefügt sind und dass der Hersteller die Anforderungen von 
Artikel 11 Absätze 5 und 6 erfüllt hat. 

Ist ein Einführer der Auffassung oder hat er Grund zu der Annahme, 
dass ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil nicht mit den geltenden 
wesentlichen Anforderungen des Anhangs II übereinstimmt, darf er die­
ses Teilsystem oder dieses Sicherheitsbauteil nicht in Verkehr bringen, 
bevor die Konformität hergestellt ist. Wenn mit dem Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil eine Gefahr verbunden ist, unterrichtet der Einführer 
den Hersteller und die Marktüberwachungsbehörden hiervon. 

(3) Die Einführer geben ihren Namen, ihren eingetragenen Handels­
namen oder ihre eingetragene Marke und ihre Postanschrift, an der sie 
kontaktiert werden können, auf dem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil 
oder, wenn dies nicht möglich ist, auf der Verpackung oder in einem 
dem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil beigefügten Dokument an. Die 
Kontaktangaben sind in einer Sprache zur Verfügung zu stellen, die von 
den Benutzern und den Marktüberwachungsbehörden leicht verstanden 
werden kann. 

Gibt der Einführer eine Website an, so trägt er dafür Sorge, dass die auf 
dieser Website enthaltenen Informationen zugänglich sind und stets auf 
dem neuesten Stand gehalten werden. 

(4) Die Einführer gewährleisten, dass dem Teilsystem oder Sicher­
heitsbauteil die Gebrauchsanleitung und die Sicherheitsinformationen 
beigefügt sind, die in einer Sprache, die von den Benutzern leicht ver­
standen werden kann, gemäß der Entscheidung des betreffenden Mit­
gliedstaats zur Verfügung gestellt wird. 
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(5) Solange sich ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil in ihrer Ver­
antwortung befindet, gewährleisten die Einführer, dass die Lagerungs- 
oder Transportbedingungen die Übereinstimmung des Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils mit den geltenden wesentlichen Anforderungen von 
Anhang II nicht beeinträchtigen. 

(6) Sofern sie dies angesichts der von einem Teilsystem oder Sicher­
heitsbauteil ausgehenden Gefahren für angemessen betrachten, führen 
die Einführer zum Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Fahrgäs­
ten, Betriebspersonal und Dritten Stichproben von auf dem Markt be­
reitgestellten Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen durch, prüfen die 
Beschwerden und führen gegebenenfalls ein Verzeichnis der Beschwer­
den, der nichtkonformen Teilsysteme und Sicherheitsbauteile und der 
Rückrufaktionen solcher Teilsysteme und Sicherheitsbauteile und halten 
die Händler über diese Überwachung auf dem Laufenden. 

(7) Einführer, die der Auffassung sind oder Grund zu der Annahme 
haben, dass ein von ihnen in Verkehr gebrachtes Teilsystem oder Si­
cherheitsbauteil nicht dieser Verordnung entspricht, ergreifen unverzüg­
lich die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um die Konformität dieses 
Teilsystems oder Sicherheitsbauteils herzustellen oder es gegebenenfalls 
zurückzunehmen oder zurückzurufen. Außerdem unterrichten die Ein­
führer, wenn mit dem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil Gefahren ver­
bunden sind, unverzüglich die zuständigen nationalen Behörden der 
Mitgliedstaaten, in denen sie das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil 
auf dem Markt bereitgestellt haben, darüber und machen dabei ausführ­
liche Angaben, insbesondere über die Nichtkonformität und die ergrif­
fenen Korrekturmaßnahmen. 

(8) Die Einführer halten 30 Jahre lang nach dem Inverkehrbringen 
des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils eine Abschrift der 
EU-Konformitätserklärung für die Marktüberwachungsbehörden bereit 
und sorgen dafür, dass sie ihnen die technischen Unterlagen auf Ver­
langen vorlegen können. 

(9) Die Einführer händigen der zuständigen nationalen Behörde auf 
deren begründetes Verlangen alle Informationen und Unterlagen in einer 
Sprache, die von dieser Behörde leicht verstanden werden kann, aus, die 
für den Nachweis der Konformität des Teilsystems oder Sicherheitsbau­
teils erforderlich sind. Diese Informationen können auf Papier oder in 
elektronischer Form geliefert werden. Sie kooperieren mit dieser Be­
hörde auf deren Verlangen bei allen Maßnahmen zur Abwendung von 
Gefahren, die mit Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen verbunden 
sind, die sie in Verkehr gebracht haben. 

Artikel 14 

Verpflichtungen der Händler 

(1) Händler berücksichtigen die geltenden Anforderungen dieser Ver­
ordnung mit der gebührenden Sorgfalt, wenn sie ein Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil auf dem Markt bereitstellen. 

(2) Bevor sie ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil auf dem Markt 
bereitstellen, überprüfen die Händler, ob das Teilsystem oder Sicher­
heitsbauteil mit der CE-Kennzeichnung versehen ist, ob ihm eine Ab­
schrift der EU-Konformitätserklärung, die Gebrauchsanleitung und Si­
cherheitsinformationen sowie gegebenenfalls sonstige erforderliche Do­
kumente in einer Sprache, die von den Benutzern leicht verstanden 
werden kann, gemäß der Entscheidung des betreffenden Mitgliedstaats 
zur Verfügung gestellt wird, und ob der Hersteller und der Einführer die 
Anforderungen des Artikels 11 Absätze 5 und 6 bzw. des Artikels 13 
Absatz 3 erfüllt haben. 
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Ist ein Händler der Auffassung oder hat er Grund zu der Annahme, dass 
ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil nicht mit den geltenden wesent­
lichen Anforderungen des Anhangs II übereinstimmt, stellt er dieses 
Teilsystem oder Sicherheitsbauteil erst auf dem Markt bereit, nachdem 
er es mit den geltenden Anforderungen in Einklang gebracht hat. Wenn 
mit dem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil eine Gefahr verbunden ist, 
unterrichtet der Händler außerdem den Hersteller oder den Einführer 
sowie die Marktüberwachungsbehörden darüber. 

(3) Solange sich ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil in ihrer Ver­
antwortung befindet, gewährleisten die Händler, dass die Lagerungs- 
oder Transportbedingungen die Übereinstimmung des Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils mit den geltenden wesentlichen Anforderungen von 
Anhang II nicht beeinträchtigen. 

(4) Händler, die der Auffassung sind oder Grund zu der Annahme 
haben, dass ein von ihnen auf dem Markt bereitgestelltes Teilsystem 
oder Sicherheitsbauteil nicht dieser Verordnung entspricht, stellen si­
cher, dass die erforderlichen Korrekturmaßnahmen ergriffen werden, 
um die Konformität dieses Teilsystems oder Sicherheitsbauteils herzu­
stellen oder es gegebenenfalls zurückzunehmen oder zurückzurufen. 
Außerdem unterrichten die Händler, wenn mit dem Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil Gefahren verbunden sind, unverzüglich die zuständi­
gen nationalen Behörden der Mitgliedstaaten, in denen sie das Teilsys­
tem oder Sicherheitsbauteil auf dem Markt bereitgestellt haben, darüber 
und machen dabei ausführliche Angaben, insbesondere über die Nicht­
konformität und die ergriffenen Korrekturmaßnahmen. 

(5) Die Händler händigen der zuständigen nationalen Behörde auf 
deren begründetes Verlangen alle Informationen und Unterlagen aus, 
die für den Nachweis der Konformität eines Teilsystems oder Sicher­
heitsbauteils erforderlich sind. Diese Informationen können auf Papier 
oder in elektronischer Form geliefert werden. Sie kooperieren mit dieser 
Behörde auf deren Verlangen bei allen Maßnahmen zur Abwendung 
von Gefahren, die mit Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen verbunden 
sind, die sie auf dem Markt bereitgestellt haben. 

Artikel 15 

Umstände, unter denen die Verpflichtungen des Herstellers auch für 
Einführer und Händler gelten 

Ein Einführer oder Händler gilt als Hersteller für die Zwecke dieser 
Verordnung und unterliegt den Verpflichtungen eines Herstellers nach 
Artikel 11, wenn er ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil unter seinem 
eigenen Namen oder seiner eigenen Marke in Verkehr bringt oder ein 
bereits auf dem Markt befindliches Teilsystem oder Sicherheitsbauteil so 
ändert, dass die Konformität mit den Anforderungen dieser Verordnung 
beeinträchtigt werden kann. 

Artikel 16 

Identifizierung der Wirtschaftsakteure 

Die Wirtschaftsakteure benennen den Marktüberwachungsbehörden auf 
Verlangen 

a) die Wirtschaftsakteure, von denen sie ein Teilsystem oder Sicher­
heitsbauteil bezogen haben; 
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b) die Wirtschaftsakteure und alle für eine Seilbahn verantwortlichen 
Personen, an die sie ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil abge­
geben haben. 

Die Wirtschaftsakteure müssen die Informationen nach Absatz 1 30 
Jahre lang nach dem Bezug des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils 
sowie 30 Jahre lang nach der Abgabe des Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils vorlegen können. 

KAPITEL III 

KONFORMITÄT VON TEILSYSTEMEN UND SICHERHEITSBAUTEILEN 

Artikel 17 

Konformitätsvermutung für Teilsysteme und Sicherheitsbauteile 

Bei Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen, die mit harmonisierten Nor­
men oder Teilen davon übereinstimmen, deren Fundstellen im Amtsblatt 
der Europäischen Union veröffentlicht worden sind, wird eine Konfor­
mität mit den wesentlichen Anforderungen gemäß Anhang II vermutet, 
die von den betreffenden Normen oder Teilen davon abgedeckt sind. 

Artikel 18 

Konformitätsbewertungsverfahren 

(1) Bevor ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil in Verkehr gebracht 
wird, unterzieht der Hersteller das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil 
einem Konformitätsbewertungsverfahren gemäß Absatz 2. 

(2) Die Konformität von Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen wird 
nach einem der folgenden Konformitätsbewertungsverfahren nach Wahl 
des Herstellers bewertet: 

a) EU-Baumusterprüfung (Modul B — Baumuster) gemäß Anhang III 
in Kombination mit einem der folgenden Verfahren: 

i) Konformität mit dem Baumuster auf der Grundlage einer Quali­
tätssicherung bezogen auf den Produktionsprozess (Modul D) 
gemäß Anhang IV; 

ii) Konformität mit dem Baumuster auf der Grundlage einer Prüfung 
des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils (Modul F) gemäß An­
hang V; 

b) Konformität auf der Grundlage einer Einzelprüfung (Modul G) ge­
mäß Anhang VI; 

c) Konformität auf der Grundlage einer umfassenden Qualitätssicherung 
mit Entwurfsprüfung (Modul H 1) gemäß Anhang VII. 
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(3) Aufzeichnungen und Schriftwechsel im Zusammenhang mit den 
Konformitätsbewertungsverfahren werden in einer Amtssprache des Mit­
gliedstaats abgefasst, in dem die notifizierte Stelle, die die in Absatz 2 
genannten Verfahren durchführt, ihren Sitz hat, oder in einer anderen 
von dieser Stelle anerkannten Sprache. 

Artikel 19 

EU-Konformitätserklärung 

(1) Die EU-Konformitätserklärung für ein Teilsystem oder ein Si­
cherheitsbauteil besagt, dass die Erfüllung der in Anhang II aufgeführten 
wesentlichen Anforderungen nachgewiesen wurde. 

(2) Die EU-Konformitätserklärung entspricht in ihrem Aufbau dem 
Muster in Anhang IX, enthält die in den einschlägigen Modulen der 
Anhänge III bis VII angegebenen Elemente und wird stets auf dem 
neuesten Stand gehalten. Sie wird dem Teilsystem oder dem Sicherheits­
bauteil beigefügt und in die Sprache bzw. Sprachen übersetzt, die von 
dem Mitgliedstaat vorgeschrieben wird/werden, in dem das Teilsystem 
oder das Sicherheitsbauteil in Verkehr gebracht oder auf dem Markt 
bereitgestellt wird. 

(3) Unterliegt ein Teilsystem oder ein Sicherheitsbauteil mehreren 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union, in denen jeweils eine 
EU-Konformitätserklärung vorgeschrieben ist, wird nur eine einzige 
EU-Konformitätserklärung für sämtliche EU-Rechtsvorschriften aus­
gestellt. In dieser Erklärung sind die betroffenen Rechtsvorschriften 
der Union samt ihrer Fundstelle im Amtsblatt anzugeben. 

(4) Mit der Ausstellung der EU-Konformitätserklärung übernimmt 
der Hersteller die Verantwortung für die Konformität des Teilsystems 
oder des Sicherheitsbauteils mit den Anforderungen dieser Verordnung. 

Artikel 20 

Allgemeine Grundsätze der CE-Kennzeichnung 

Für die CE-Kennzeichnung gelten die allgemeinen Grundsätze gemäß 
Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008. 

Artikel 21 

Vorschriften und Bedingungen für die Anbringung der 
CE-Kennzeichnung 

(1) Die CE-Kennzeichnung wird gut sichtbar, leserlich und dauerhaft 
auf dem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil oder seiner Datenplakette 
angebracht. Falls die Art des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils dies 
nicht zulässt oder nicht rechtfertigt, wird die CE-Kennzeichnung auf der 
Verpackung und den Begleitunterlagen angebracht. 

(2) Die CE-Kennzeichnung wird vor dem Inverkehrbringen des Teil­
systems oder Sicherheitsbauteils angebracht. 

(3) Nach der CE-Kennzeichnung steht die Kennnummer der notifi­
zierten Stelle, die in der Phase der Fertigungskontrolle tätig war. Die 
Kennnummer der notifizierten Stelle ist entweder von der notifizierten 
Stelle selbst oder nach ihren Anweisungen durch den Hersteller oder 
seinen Bevollmächtigten anzubringen. 
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(4) Nach der CE-Kennzeichnung und der in Absatz 3 genannten 
Kennnummer kann ein anderes Zeichen stehen, das ein besonderes Ri­
siko oder eine besondere Verwendung angibt. 

(5) Die Mitgliedstaaten bauen auf bestehenden Mechanismen auf, um 
eine ordnungsgemäße Durchführung des Systems der CE-Kennzeichnung 
sicherzustellen, und leiten im Fall einer missbräuchlichen Verwendung 
der Kennzeichnung angemessene Schritte ein. 

KAPITEL IV 

NOTIFIZIERUNG VON KONFORMITÄTSBEWERTUNGSSTELLEN 

Artikel 22 

Notifizierung 

Die Mitgliedstaaten notifizieren der Kommission und den übrigen Mit­
gliedstaaten die Stellen, die befugt sind, als unabhängige Dritte Konfor­
mitätsbewertungsaufgaben gemäß dieser Verordnung wahrzunehmen. 

Artikel 23 

Notifizierende Behörden 

(1) Die Mitgliedstaaten benennen eine notifizierende Behörde, die für 
die Einrichtung und Durchführung der erforderlichen Verfahren für die 
Bewertung und Notifizierung von Konformitätsbewertungsstellen und 
für die Überwachung der notifizierten Stellen, einschließlich der Ein­
haltung des Artikels 28, zuständig ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten können entscheiden, dass die Bewertung und 
Überwachung nach Absatz 1 von einer nationalen Akkreditierungsstelle 
im Sinne von und im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 
erfolgt. 

(3) Falls die notifizierende Behörde die in Absatz 1 dieses Artikels 
genannte Bewertung, Notifizierung oder Überwachung an eine nicht 
hoheitliche Stelle delegiert oder ihr auf andere Weise überträgt, so 
muss diese Stelle eine juristische Person sein und den Anforderungen 
von Artikel 24 entsprechend genügen. Außerdem muss diese Stelle 
Vorsorge zur Deckung von aus ihrer Tätigkeit entstehenden Haftungs­
ansprüchen treffen. 

(4) Die notifizierende Behörde trägt die volle Verantwortung für die 
von der in Absatz 3 genannten Stelle durchgeführten Tätigkeiten. 

Artikel 24 

Anforderungen an notifizierende Behörden 

(1) Eine notifizierende Behörde wird so eingerichtet, dass es zu kei­
nerlei Interessenkonflikt mit den Konformitätsbewertungsstellen kommt. 

(2) Eine notifizierende Behörde gewährleistet durch ihre Organisation 
und Arbeitsweise, dass bei der Ausübung ihrer Tätigkeit Objektivität 
und Unparteilichkeit gewahrt sind. 
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(3) Eine notifizierende Behörde wird so strukturiert, dass jede Ent­
scheidung über die Notifizierung einer Konformitätsbewertungsstelle 
von kompetenten Personen getroffen wird, die nicht mit den Personen 
identisch sind, welche die Bewertung durchgeführt haben. 

(4) Eine notifizierende Behörde darf weder Tätigkeiten, die Konfor­
mitätsbewertungsstellen durchführen, noch Beratungsleistungen auf ei­
ner gewerblichen oder wettbewerblichen Basis anbieten oder erbringen. 

(5) Eine notifizierende Behörde stellt die Vertraulichkeit der von ihr 
erlangten Informationen sicher. 

(6) Einer notifizierenden Behörde stehen kompetente Mitarbeiter in 
ausreichender Zahl zur Verfügung, sodass sie ihre Aufgaben ordnungs­
gemäß wahrnehmen kann. 

Artikel 25 

Informationspflichten in Bezug auf die notifizierenden Behörden 

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über seine Verfahren 
zur Bewertung und Notifizierung von Konformitätsbewertungsstellen 
und zur Überwachung notifizierter Stellen sowie über diesbezügliche 
Änderungen. 

Die Kommission macht diese Informationen der Öffentlichkeit zugäng­
lich. 

Artikel 26 

Anforderungen an notifizierte Stellen 

(1) Eine Konformitätsbewertungsstelle erfüllt für die Zwecke der No­
tifizierung die Anforderungen der Absätze 2 bis 11. 

(2) Eine Konformitätsbewertungsstelle ist nach dem nationalen Recht 
eines Mitgliedstaats gegründet und ist mit Rechtspersönlichkeit 
ausgestattet. 

(3) Bei einer Konformitätsbewertungsstelle muss es sich um einen 
unabhängigen Dritten handeln, der mit der Einrichtung oder dem Teil­
system oder Sicherheitsbauteil, die bzw. das er bewertet, in keinerlei 
Verbindung steht. 

Eine Stelle, die einem Wirtschaftsverband oder einem Fachverband an­
gehört und die Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile bewertet, an deren 
Entwurf, Herstellung, Bereitstellung, Montage, Gebrauch oder Wartung 
Unternehmen beteiligt sind, die von diesem Verband vertreten werden, 
kann als solche Stelle gelten, unter der Bedingung, dass ihre Unabhän­
gigkeit sowie die Abwesenheit jedweder Interessenkonflikte nachgewie­
sen sind. 

(4) Eine Konformitätsbewertungsstelle, ihre oberste Leitungsebene 
und die für die Erfüllung der Konformitätsbewertungsaufgaben zustän­
digen Mitarbeiter dürfen nicht Konstrukteur, Hersteller, Lieferant, In­
stallateur, Käufer, Eigentümer, Benutzer oder Wartungsbetrieb der zu 
bewertenden Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile oder Vertreter einer 
dieser Parteien sein. Dies schließt nicht die Verwendung von bereits 
einer Konformitätsbewertung unterzogenen Teilsystemen oder Sicher­
heitsbauteilen, die für die Tätigkeit der Konformitätsbewertungsstelle 
nötig sind, oder die Verwendung solcher Teilsysteme oder Sicherheits­
bauteile zum persönlichen Gebrauch aus. 

▼B 

02016R0424 — DE — 31.03.2016 — 000.001 — 16



 

Eine Konformitätsbewertungsstelle, ihre oberste Leitungsebene und die 
für die Erfüllung der Konformitätsbewertungsaufgaben zuständigen Mit­
arbeiter dürfen weder direkt an Entwurf, Herstellung bzw. Bau, Ver­
marktung, Montage, Verwendung oder Wartung von Teilsystemen oder 
Sicherheitsbauteilen beteiligt sein, noch vertreten sie die an diesen Tä­
tigkeiten beteiligten Parteien. Sie dürfen sich nicht mit Tätigkeiten be­
fassen, die ihre Unabhängigkeit bei der Beurteilung oder ihre Integrität 
im Zusammenhang mit den Konformitätsbewertungstätigkeiten, für die 
sie notifiziert sind, beeinträchtigen könnten. Dies gilt besonders für 
Beratungsdienstleistungen. 

Die Konformitätsbewertungsstellen gewährleisten, dass Tätigkeiten ihrer 
Zweigunternehmen oder Unterauftragnehmer die Vertraulichkeit, Objek­
tivität oder Unparteilichkeit ihrer Konformitätsbewertungstätigkeiten 
nicht beeinträchtigen. 

(5) Die Konformitätsbewertungsstellen und ihre Mitarbeiter führen 
die Konformitätsbewertungstätigkeiten mit der größtmöglichen Profes­
sionalität und der erforderlichen fachlichen Kompetenz in dem betref­
fenden Bereich durch; sie dürfen keinerlei Einflussnahme, insbesondere 
finanzieller Art, ausgesetzt sein, die sich auf ihre Beurteilung oder die 
Ergebnisse ihrer Konformitätsbewertungsarbeit auswirken könnte und 
speziell von Personen oder Personengruppen ausgeht, die ein Interesse 
am Ergebnis dieser Tätigkeiten haben. 

(6) Eine Konformitätsbewertungsstelle ist in der Lage, alle Konfor­
mitätsbewertungsaufgaben zu bewältigen, die ihr nach Maßgabe der 
Anhänge III bis VII zufallen und für die sie notifiziert wurde, gleich­
gültig, ob diese Aufgaben von der Stelle selbst, in ihrem Auftrag oder 
unter ihrer Verantwortung erfüllt werden. 

Eine Konformitätsbewertungsstelle verfügt jederzeit, für jedes Konfor­
mitätsbewertungsverfahren und für jede Art und Kategorie von Teilsys­
temen und Sicherheitsbauteilen, für die sie notifiziert wurde, über: 

a) die erforderlichen Mitarbeiter mit Fachkenntnis und ausreichender 
einschlägiger Erfahrung, um die bei der Konformitätsbewertung an­
fallenden Aufgaben zu erfüllen; 

b) Beschreibungen von Verfahren, nach denen die Konformitätsbewer­
tung durchgeführt wird, um die Transparenz und die Wiederholbar­
keit dieser Verfahren sicherzustellen. Sie verfügt über eine angemes­
sene Politik und geeignete Verfahren, bei denen zwischen den Auf­
gaben, die sie als notifizierte Stelle wahrnimmt, und anderen Tätig­
keiten unterschieden wird; 

c) Verfahren zur Durchführung von Tätigkeiten unter gebührender Be­
rücksichtigung der Größe eines Unternehmens, der Branche, in der 
es tätig ist, seiner Struktur, des Grades an Komplexität der jeweiligen 
Technologie der Teilsysteme und Sicherheitsbauteile und der Tatsa­
che, dass es sich bei dem Produktionsprozess um eine Massenfer­
tigung oder Serienproduktion handelt. 

Einer Konformitätsbewertungsstelle stehen die erforderlichen Mittel zur 
angemessenen Erledigung der technischen und administrativen Auf­
gaben zur Verfügung, die mit der Konformitätsbewertung verbunden 
sind, und sie hat Zugang zu allen benötigten Ausrüstungen oder Ein­
richtungen. 
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(7) Die Mitarbeiter, die für die Durchführung der Konformitätsbewer­
tungstätigkeiten zuständig sind, besitzen: 

a) eine solide Fach- und Berufsausbildung, die alle Tätigkeiten für die 
Konformitätsbewertung in dem Bereich umfasst, für den die Konfor­
mitätsbewertungsstelle notifiziert wurde, 

b) eine ausreichende Kenntnis der Anforderungen, die mit den durch­
zuführenden Bewertungen verbunden sind, und die entsprechende 
Befugnis, solche Bewertungen durchzuführen, 

c) angemessene Kenntnisse und Verständnis der wesentlichen Anforde­
rungen nach Anhang II, der geltenden harmonisierten Normen und 
der betreffenden Bestimmungen der Harmonisierungsrechtsvorschrif­
ten der Union sowie des nationalen Rechts, 

d) die Fähigkeit zur Erstellung von Bescheinigungen, Protokollen und 
Berichten als Nachweis für durchgeführte Bewertungen. 

(8) Die Unparteilichkeit der Konformitätsbewertungsstellen, ihrer 
obersten Leitungsebenen und der für die Erfüllung der Konformitäts­
bewertungsaufgaben zuständigen Mitarbeiter wird garantiert. 

Die Entlohnung der obersten Leitungsebene und der für die Erfüllung 
der Konformitätsbewertungsaufgaben zuständigen Mitarbeiter darf sich 
weder nach der Anzahl der durchgeführten Bewertungen noch nach 
deren Ergebnissen richten. 

(9) Die Konformitätsbewertungsstellen schließen eine Haftpflichtver­
sicherung ab, sofern die Haftpflicht nicht aufgrund der nationalen 
Rechtsvorschriften vom Staat übernommen wird oder der Mitgliedstaat 
selbst unmittelbar für die Konformitätsbewertung verantwortlich ist. 

(10) Informationen, welche die Mitarbeiter einer Konformitätsbewer­
tungsstelle bei der Durchführung ihrer Aufgaben gemäß den Anhängen 
III bis VII oder einer der einschlägigen nationalen Durchführungsvor­
schriften erhalten, fallen unter die berufliche Schweigepflicht außer ge­
genüber den zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem sie ihre 
Tätigkeiten ausüben. Eigentumsrechte werden geschützt. 

(11) Die Konformitätsbewertungsstellen wirken an den einschlägigen 
Normungsaktivitäten und den Aktivitäten der Koordinierungsgruppe no­
tifizierter Stellen mit, die im Rahmen dieser Verordnung geschaffen 
wurde, bzw. sorgen dafür, dass die für die Erfüllung der Konformitäts­
bewertungsaufgaben zuständigen Mitarbeiter darüber informiert werden, 
und wenden die von dieser Gruppe erarbeiteten Verwaltungsentschei­
dungen und Dokumente als allgemeine Leitlinie an. 

Artikel 27 

Vermutung der Konformität von notifizierten Stellen 

Weist eine Konformitätsbewertungsstelle nach, dass sie die Kriterien der 
einschlägigen harmonisierten Normen oder von Teilen davon erfüllt, 
deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht 
worden sind, wird vermutet, dass sie die Anforderungen nach Artikel 26 
erfüllt, insoweit als die anwendbaren harmonisierten Normen diese An­
forderungen abdecken. 
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Artikel 28 

Zweigunternehmen von notifizierten Stellen und Vergabe von 
Unteraufträgen 

(1) Vergibt die notifizierte Stelle bestimmte mit der Konformitäts­
bewertung verbundene Aufgaben an Unterauftragnehmer oder überträgt 
sie diese einem Zweigunternehmen, stellt sie sicher, dass der Unterauf­
tragnehmer oder das Zweigunternehmen die Anforderungen von Arti­
kel 26 erfüllt, und unterrichtet die notifizierende Behörde entsprechend. 

(2) Die notifizierten Stellen tragen die volle Verantwortung für die 
Arbeiten, die von Unterauftragnehmern oder Zweigunternehmen aus­
geführt werden, unabhängig davon, wo diese niedergelassen sind. 

(3) Arbeiten dürfen nur dann an einen Unterauftragnehmer vergeben 
oder einem Zweigunternehmen übertragen werden, wenn der Auftrag­
geber dem zustimmt. 

(4) Die notifizierten Stellen halten die einschlägigen Unterlagen über 
die Bewertung der Qualifikation des Unterauftragnehmers oder des 
Zweigunternehmens und die von ihm gemäß den Anhängen III bis 
VII ausgeführten Arbeiten für die notifizierende Behörde bereit. 

Artikel 29 

Anträge auf Notifizierung 

(1) Eine Konformitätsbewertungsstelle beantragt ihre Notifizierung 
bei der notifizierenden Behörde des Mitgliedstaats, in dem sie ansässig 
ist. 

(2) Dem Antrag auf Notifizierung legt sie eine Beschreibung der 
Konformitätsbewertungstätigkeiten, des/der Konformitätsbewertungs­
moduls/-e und des Teilsystems/Sicherheitsbauteils oder der Teilsysteme/ 
Sicherheitsbauteile, für das/die diese Stelle Kompetenz beansprucht, so­
wie, wenn vorhanden, eine Akkreditierungsurkunde bei, die von einer 
nationalen Akkreditierungsstelle ausgestellt wurde und in der diese be­
scheinigt, dass die Konformitätsbewertungsstelle die Anforderungen des 
Artikels 26 erfüllt. 

(3) Kann die Konformitätsbewertungsstelle keine Akkreditierungs­
urkunde vorweisen, legt sie der notifizierenden Behörde als Nachweis 
alle Unterlagen vor, die erforderlich sind, um zu überprüfen, festzustel­
len und regelmäßig zu überwachen, ob sie die Anforderungen von 
Artikel 26 erfüllt. 

Artikel 30 

Notifizierungsverfahren 

(1) Die notifizierenden Behörden dürfen nur Konformitätsbewer­
tungsstellen notifizieren, die die Anforderungen von Artikel 26 erfüllen. 

(2) Sie unterrichten die Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten 
mithilfe des elektronischen Notifizierungsinstruments, das von der Kom­
mission entwickelt und verwaltet wird. 

(3) Eine Notifizierung enthält vollständige Angaben zu den Konfor­
mitätsbewertungstätigkeiten, dem/den betreffenden Konformitätsbewer­
tungsmodul/-en und Teilsystem/-en/Sicherheitsbauteil/-en sowie die be­
treffende Bestätigung der Kompetenz. 
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(4) Beruht eine Notifizierung nicht auf einer Akkreditierungsurkunde 
gemäß Artikel 29 Absatz 2, legt die notifizierende Behörde der Kom­
mission und den übrigen Mitgliedstaaten die Unterlagen als Nachweis, 
durch den die Kompetenz der Konformitätsbewertungsstelle bestätigt 
wird, sowie die Vereinbarungen vor, die getroffen wurden, um sicher­
zustellen, dass die Stelle regelmäßig überwacht wird und stets den An­
forderungen nach Artikel 26 genügt. 

(5) Die betreffende Stelle darf die Aufgaben einer notifizierten Stelle 
nur dann wahrnehmen, wenn weder die Kommission noch die übrigen 
Mitgliedstaaten innerhalb von zwei Wochen nach dieser Notifizierung, 
wenn eine Akkreditierungsurkunde vorliegt, oder innerhalb von zwei 
Monaten nach einer Notifizierung, wenn keine Akkreditierung vorliegt, 
Einwände erhoben haben. 

Als notifizierte Stelle für die Zwecke dieser Verordnung gelten nur 
solche Stellen. 

(6) Die notifizierende Behörde meldet der Kommission und den üb­
rigen Mitgliedstaaten jede später eintretende einschlägige Änderung der 
Notifizierung. 

Artikel 31 

Kennnummern und Verzeichnis notifizierter Stellen 

(1) Die Kommission weist einer notifizierten Stelle eine Kennnum­
mer zu. 

Selbst wenn eine Stelle für mehrere Rechtsakte der Union notifiziert ist, 
erhält sie nur eine einzige Kennnummer. 

(2) Die Kommission veröffentlicht das Verzeichnis der nach dieser 
Verordnung notifizierten Stellen samt den ihnen zugewiesenen Kenn­
nummern und den Tätigkeiten, für die sie notifiziert wurden. 

Sie trägt für die Aktualisierung dieser Liste Sorge. 

Artikel 32 

Änderungen der Notifizierungen 

(1) Falls eine notifizierende Behörde feststellt oder darüber unterrich­
tet wird, dass eine notifizierte Stelle die in Artikel 26 genannten An­
forderungen nicht mehr erfüllt oder dass sie ihren Verpflichtungen nicht 
nachkommt, schränkt sie die Notifizierung gegebenenfalls ein, setzt sie 
aus oder widerruft sie, wobei sie das Ausmaß berücksichtigt, in dem 
diesen Anforderungen nicht genügt oder diesen Verpflichtungen nicht 
nachgekommen wurde. Sie unterrichtet unverzüglich die Kommission 
und die übrigen Mitgliedstaaten darüber. 

(2) Bei Einschränkung, Aussetzung oder Widerruf der Notifizierung 
oder wenn die notifizierte Stelle ihre Tätigkeit einstellt, ergreift der 
notifizierende Mitgliedstaat die geeigneten Maßnahmen, um zu gewähr­
leisten, dass die Akten dieser Stelle von einer anderen notifizierten 
Stelle weiter bearbeitet bzw. für die zuständigen notifizierenden Behör­
den und Marktüberwachungsbehörden auf deren Verlangen bereitgehal­
ten werden. 
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Artikel 33 

Anfechtung der Kompetenz von notifizierten Stellen 

(1) Die Kommission untersucht alle Fälle, in denen sie die Kom­
petenz einer notifizierten Stelle oder die dauerhafte Erfüllung der ent­
sprechenden Anforderungen und Pflichten durch eine notifizierte Stelle 
anzweifelt oder ihr Zweifel daran zur Kenntnis gebracht werden. 

(2) Der notifizierende Mitgliedstaat erteilt der Kommission auf Ver­
langen sämtliche Auskünfte über die Grundlage für die Notifizierung 
oder die Erhaltung der Kompetenz der notifizierten Stelle. 

(3) Die Kommission stellt sicher, dass alle im Verlauf ihrer Unter­
suchungen erlangten sensiblen Informationen vertraulich behandelt 
werden. 

(4) Stellt die Kommission fest, dass eine notifizierte Stelle die Vo­
raussetzungen für ihre Notifizierung nicht oder nicht mehr erfüllt, erlässt 
sie einen Durchführungsrechtsakt, in dem sie den notifizierenden Mit­
gliedstaat auffordert, die erforderlichen Korrekturmaßnahmen zu treffen, 
einschließlich eines Widerrufs der Notifizierung, sofern dies nötig ist. 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird nach dem Beratungsverfahren ge­
mäß Artikel 44 Absatz 2 erlassen. 

Artikel 34 

Verpflichtungen der notifizierten Stellen in Bezug auf ihre Arbeit 

(1) Die notifizierten Stellen führen die Konformitätsbewertung im 
Einklang mit den Konformitätsbewertungsverfahren gemäß den Anhän­
gen III bis VII durch. 

(2) Konformitätsbewertungen werden unter Wahrung der Verhältnis­
mäßigkeit durchgeführt, wobei unnötige Belastungen der Wirtschafts­
akteure vermieden werden. 

Die Konformitätsbewertungsstellen üben ihre Tätigkeiten unter gebüh­
render Berücksichtigung der Größe eines Unternehmens, der Branche, in 
der es tätig ist, seiner Struktur sowie des Grades an Komplexität der 
jeweiligen Technik der Teilsysteme und Sicherheitsbauteile und des 
Massenfertigungs- oder Seriencharakters des Fertigungsprozesses aus. 

Hierbei gehen sie allerdings so streng vor und halten ein solches Schutz­
niveau ein, wie es für die Konformität der Teilsysteme oder Sicherheits­
bauteile mit dieser Verordnung erforderlich ist. 

(3) Stellt eine notifizierte Stelle fest, dass ein Hersteller die wesent­
lichen Anforderungen nicht erfüllt hat, die in Anhang II oder in den 
entsprechenden harmonisierten Normen oder technischen Spezifikatio­
nen festgelegt sind, fordert sie den Hersteller auf, angemessene Korrek­
turmaßnahmen zu ergreifen, und stellt keine Bescheinigung oder Zu­
lassung aus. 

(4) Hat eine notifizierte Stelle bereits eine Bescheinigung oder Zu­
lassung ausgestellt und stellt im Rahmen der Überwachung der Konfor­
mität fest, dass ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil die wesentlichen 
Anforderungen nicht mehr erfüllt, fordert sie den Hersteller auf, an­
gemessene Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, und setzt die Bescheini­
gung oder Zulassung falls nötig aus oder zieht sie zurück. 
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(5) Werden keine Korrekturmaßnahmen ergriffen oder zeigen sie 
nicht die nötige Wirkung, beschränkt die notifizierte Stelle gegebenen­
falls die Bescheinigungen oder Zulassungen, setzt sie aus bzw. zieht sie 
zurück. 

Artikel 35 

Einspruch gegen Entscheidungen notifizierter Stellen 

Die notifizierten Stellen stellen sicher, dass ein Einspruchsverfahren 
gegen ihre Entscheidungen vorgesehen ist. 

Artikel 36 

Informationspflichten der notifizierten Stellen 

(1) Die notifizierten Stellen melden der notifizierenden Behörde: 

a) jede Verweigerung, Einschränkung, Aussetzung oder Rücknahme 
einer Bescheinigung oder Zulassung; 

b) alle Umstände, die Folgen für den Anwendungsbereich und die Be­
dingungen der Notifizierung haben, 

c) jedes Auskunftsersuchen über Konformitätsbewertungstätigkeiten, 
das sie von den Marktüberwachungsbehörden erhalten haben, 

d) auf Verlangen, welchen Konformitätsbewertungstätigkeiten sie im 
Anwendungsbereich ihrer Notifizierung nachgegangen sind und wel­
che anderen Tätigkeiten, einschließlich grenzüberschreitender Tätig­
keiten und Vergabe von Unteraufträgen, sie ausgeführt haben. 

(2) Die notifizierten Stellen übermitteln den übrigen Stellen, die nach 
dieser Verordnung notifiziert sind, ähnlichen Konformitätsbewertungs­
tätigkeiten nachgehen und dieselben Teilsysteme und Sicherheitsbauteile 
abdecken, einschlägige Informationen über die negativen und auf Ver­
langen auch über die positiven Ergebnisse von Konformitätsbewertun­
gen. 

Artikel 37 

Erfahrungsaustausch 

Die Kommission organisiert den Erfahrungsaustausch zwischen den na­
tionalen Behörden der Mitgliedstaaten, die für die Notifizierungspolitik 
zuständig sind. 

Artikel 38 

Koordinierung der notifizierten Stellen 

Die Kommission sorgt dafür, dass eine zweckmäßige Koordinierung 
und Kooperation zwischen den im Rahmen dieser Verordnung notifi­
zierten Stellen in Form einer Koordinierungsgruppe der notifizierten 
Stellen im Bereich der Seilbahnen eingerichtet und ordnungsgemäß wei­
tergeführt wird. 

Die notifizierten Stellen beteiligen sich an der Arbeit dieser Gruppe 
direkt oder über benannte Bevollmächtigte. 
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KAPITEL V 

ÜBERWACHUNG DES UNIONSMARKTS, KONTROLLE DER AUF 
DEN UNIONSMARKT EINGEFÜHRTEN TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE UND SCHUTZKLAUSELVERFAHREN DER 

UNION 

Artikel 39 

Überwachung des Unionsmarkts und Kontrolle der auf den 
Unionsmarkt eingeführten Teilsysteme und Sicherheitsbauteile 

Für die Teilsysteme und Sicherheitsbauteile gelten Artikel 15 Absatz 3 
und die Artikel 16 bis 29 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008. 

Artikel 40 

Verfahren auf nationaler Ebene zur Behandlung von Teilsystemen 
und Sicherheitsbauteilen, mit denen eine Gefahr verbunden ist 

(1) Haben die Marktüberwachungsbehörden eines Mitgliedstaats hin­
reichenden Grund zu der Annahme, dass ein in dieser Verordnung ge­
regeltes Teilsystem oder Sicherheitsbauteil die Gesundheit oder Sicher­
heit von Menschen oder Eigentum gefährdet, so beurteilen sie, ob das 
betreffende Teilsystem oder Sicherheitsbauteil alle in dieser Verordnung 
festgelegten einschlägigen Anforderungen erfüllt. Die betreffenden Wirt­
schaftsakteure arbeiten zu diesem Zweck im erforderlichen Umfang mit 
den Marktüberwachungsbehörden zusammen. 

Gelangen die Marktüberwachungsbehörden im Verlauf der Beurteilung 
nach Unterabsatz 1 zu dem Ergebnis, dass das Teilsystem oder Sicher­
heitsbauteil nicht die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt, so for­
dern sie unverzüglich den betreffenden Wirtschaftsakteur dazu auf, in­
nerhalb einer von der Behörde vorgeschriebenen, der Art der Gefahr 
angemessenen Frist alle geeigneten Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, 
um die Übereinstimmung des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils mit 
diesen Anforderungen herzustellen, es vom Markt zurückzunehmen oder 
zurückzurufen. 

Die Marktüberwachungsbehörden unterrichten die entsprechende notifi­
zierte Stelle. 

Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 gilt für die in Unter­
absatz 2 genannten Maßnahmen. 

(2) Sind die Marktüberwachungsbehörden der Auffassung, dass sich 
die Nichtkonformität nicht auf das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats be­
schränkt, so unterrichten sie die Kommission und die übrigen Mitglied­
staaten über die Ergebnisse der Beurteilung und die Maßnahmen, zu 
denen sie den Wirtschaftsakteur aufgefordert haben. 

(3) Der Wirtschaftsakteur gewährleistet, dass alle geeigneten Korrek­
turmaßnahmen, die er ergreift, sich auf sämtliche betroffenen Teilsys­
teme und Sicherheitsbauteile erstrecken, die er in der Union auf dem 
Markt bereitgestellt hat. 
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(4) Ergreift der betreffende Wirtschaftsakteur innerhalb der in Absatz 
1 Unterabsatz 2 genannten Frist keine angemessenen Korrekturmaßnah­
men, treffen die Marktüberwachungsbehörden alle geeigneten vorläu­
figen Maßnahmen, um die Bereitstellung des Teilsystems oder Sicher­
heitsbauteils auf ihrem nationalen Markt zu untersagen oder ein­
zuschränken, das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil vom Markt zurück­
zunehmen oder es zurückzurufen. 

Die Marktüberwachungsbehörden unterrichten die Kommission und die 
übrigen Mitgliedstaaten unverzüglich über diese Maßnahmen. 

(5) Aus den in Absatz 4 Unterabsatz 2 genannten Informationen 
gehen alle verfügbaren Angaben hervor, insbesondere die Daten für 
die Identifizierung des nichtkonformen Teilsystems oder Sicherheitsbau­
teils, die Herkunft des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils, die Art der 
behaupteten Nichtkonformität und der Gefahr sowie die Art und Dauer 
der ergriffenen nationalen Maßnahmen und die Argumente des relevan­
ten Wirtschaftsakteurs. Die Marktüberwachungsbehörden geben ins­
besondere an, ob die Nichtkonformität auf eine der folgenden Ursachen 
zurückzuführen ist: 

a) das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil erfüllt die Anforderungen an 
den Schutz der Gesundheit oder Sicherheit von Menschen oder an 
den Schutz von Eigentum nicht; oder 

b) die harmonisierten Normen, bei deren Einhaltung laut Artikel 17 die 
Konformitätsvermutung gilt, sind mangelhaft. 

(6) Die Mitgliedstaaten außer jenem, der das Verfahren nach diesem 
Artikel eingeleitet hat, unterrichten die Kommission und die übrigen 
Mitgliedstaaten unverzüglich über alle erlassenen Maßnahmen und 
jede weitere ihnen vorliegende Information über die Nichtkonformität 
des betreffenden Teilsystems oder Sicherheitsbauteils sowie, falls sie der 
erlassenen nationalen Maßnahme nicht zustimmen, über ihre Einwände. 

(7) Erhebt weder ein Mitgliedstaat noch die Kommission innerhalb 
von drei Monaten nach Erhalt der in Absatz 4 Unterabsatz 2 genannten 
Informationen einen Einwand gegen eine vorläufige Maßnahme eines 
Mitgliedstaats, so gilt diese Maßnahme als gerechtfertigt. 

(8) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass unverzüglich geeignete 
restriktive Maßnahmen hinsichtlich des betreffenden Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils getroffen werden, wie etwa die Rücknahme des Teil­
systems oder Sicherheitsbauteils von ihrem Markt. 

Artikel 41 

Schutzklauselverfahren der Union 

(1) Wurden nach Abschluss des Verfahrens gemäß Artikel 40 Ab­
sätze 3 und 4 Einwände gegen eine Maßnahme eines Mitgliedstaats 
erhoben oder ist die Kommission der Auffassung, dass eine nationale 
Maßnahme nicht mit dem Unionsrecht vereinbar ist, so konsultiert die 
Kommission unverzüglich die Mitgliedstaaten und den/die betreffenden 
Wirtschaftsakteur/-e und nimmt eine Beurteilung der nationalen Maß­
nahme vor. Anhand der Ergebnisse dieser Beurteilung erlässt die Kom­
mission einen Durchführungsrechtsakt, in dem sie feststellt, ob die na­
tionale Maßnahme gerechtfertigt ist oder nicht. 

Die Kommission richtet ihren Beschluss an alle Mitgliedstaaten und teilt 
ihn ihnen und dem/den betreffenden Wirtschaftsakteur/-en unverzüglich 
mit. 
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(2) Hält sie die nationale Maßnahme für gerechtfertigt, ergreifen alle 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen, um zu gewährleisten, 
dass das nichtkonforme Teilsystem oder Sicherheitsbauteil von ihrem 
Markt genommen wird, und unterrichten die Kommission darüber. Hält 
sie die nationale Maßnahme nicht für gerechtfertigt, muss der betref­
fende Mitgliedstaat sie zurücknehmen. 

(3) Gilt die nationale Maßnahme als gerechtfertigt und wird die 
Nichtkonformität des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils mit Mängeln 
der harmonisierten Normen gemäß Artikel 40 Absatz 5 Buchstabe b 
dieser Verordnung begründet, so leitet die Kommission das Verfahren 
nach Artikel 11 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 ein. 

Artikel 42 

Risiko durch konforme Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile 

(1) Stellt ein Mitgliedstaat nach einer Beurteilung gemäß Artikel 40 
Absatz 1 fest, dass ein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil eine Gefahr 
für die Gesundheit oder Sicherheit von Menschen oder für Eigentum 
darstellt, obwohl es mit dieser Verordnung übereinstimmt, fordert er den 
betreffenden Wirtschaftsakteur dazu auf, alle geeigneten Maßnahmen zu 
ergreifen, um dafür zu sorgen, dass das betreffende Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil bei seinem Inverkehrbringen diese Gefahr nicht 
mehr aufweist oder dass es innerhalb einer der Art der Gefahr angemes­
senen vertretbaren Frist, die er vorschreiben kann, vom Markt zurück­
genommen oder zurückgerufen wird. 

(2) Der Wirtschaftsakteur gewährleistet, dass die Korrekturmaßnah­
men, die ergriffen werden, sich auf sämtliche betroffenen Teilsysteme 
und Sicherheitsbauteile erstrecken, die er in der Union auf dem Markt 
bereitgestellt hat. 

(3) Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission und die übrigen 
Mitgliedstaaten unverzüglich davon. Aus diesen Informationen gehen 
alle verfügbaren Angaben hervor, insbesondere die Daten für die Iden­
tifizierung des betreffenden Teilsystems oder Sicherheitsbauteils, seine 
Herkunft, seine Lieferkette, die Art der Gefahr sowie die Art und Dauer 
der ergriffenen nationalen Maßnahmen. 

(4) Die Kommission konsultiert unverzüglich die Mitgliedstaaten und 
den/die betreffenden Wirtschaftsakteur/-e und nimmt eine Beurteilung 
der ergriffenen nationalen Maßnahmen vor. Anhand der Ergebnisse die­
ser Beurteilung entscheidet die Kommission im Wege von Durchfüh­
rungsrechtsakten, ob die nationale Maßnahme gerechtfertigt ist oder 
nicht, und schlägt, falls erforderlich, geeignete Maßnahmen vor. 

Die in Unterabsatz 1 genannten Durchführungsrechtsakte werden gemäß 
dem in Artikel 44 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen. 

In hinreichend begründeten Fällen äußerster Dringlichkeit im Zusam­
menhang mit dem Schutz der Gesundheit und Sicherheit von Personen 
erlässt die Kommission nach dem Verfahren gemäß Artikel 44 Absatz 4 
sofort geltende Durchführungsrechtsakte. 
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(5) Die Kommission richtet ihren Beschluss an alle Mitgliedstaaten 
und teilt ihn ihnen und dem/den betreffenden Wirtschaftsakteur/-en un­
verzüglich mit. 

Artikel 43 

Formale Nichtkonformität 

(1) Unbeschadet des Artikels 40 fordert ein Mitgliedstaat den betref­
fenden Wirtschaftsakteur dazu auf, die betreffende Nichtkonformität zu 
korrigieren, falls er einen der folgenden Fälle feststellt: 

a) Die CE-Kennzeichnung wurde unter Nichteinhaltung des Artikels 30 
der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 oder des Artikels 21 der vor­
liegenden Verordnung angebracht; 

b) die CE-Kennzeichnung wurde nicht angebracht; 

c) die Kennnummer der notifizierten Stelle, die in der Phase der Fer­
tigungskontrolle tätig war, wurde unter Nichteinhaltung des Artikels 
21 angebracht oder wurde nicht angebracht; 

d) die EU-Konformitätserklärung ist dem Teilsystem oder Sicherheits­
bauteil nicht beigefügt; 

e) die EU-Konformitätserklärung wurde nicht ausgestellt; 

f) die EU-Konformitätserklärung wurde nicht ordnungsgemäß 
ausgestellt; 

g) die technischen Unterlagen sind entweder nicht verfügbar oder nicht 
vollständig; 

h) die in Artikel 11 Absatz 6 oder Artikel 13 Absatz 3 genannten 
Angaben fehlen, sind falsch oder unvollständig; 

i) eine andere Verwaltungsanforderung nach Artikel 11 oder Artikel 13 
ist nicht erfüllt. 

(2) Besteht die Nichtkonformität gemäß Absatz 1 weiter, trifft der 
betroffene Mitgliedstaat alle geeigneten Maßnahmen, um die Bereitstel­
lung des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils auf dem Markt zu be­
schränken oder zu untersagen oder um dafür zu sorgen, dass es zurück­
gerufen oder vom Markt zurückgenommen wird. 

KAPITEL VI 

AUSSCHUSSVERFAHREN, ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIM­
MUNGEN 

Artikel 44 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von dem Ausschuss für Seilbahnen unter­
stützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(4) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 8 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 in Verbindung mit deren Artikel 5. 
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(5) Die Kommission hört den Ausschuss zu allen Angelegenheiten, 
in denen nach der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 oder nach einem 
anderen Rechtsakt der Union eine Konsultation von Experten des jewei­
ligen Sektors vorgeschrieben ist. 

Der Ausschuss kann darüber hinaus im Einklang mit seiner Geschäfts­
ordnung jegliche anderen Angelegenheiten im Zusammenhang mit der 
Anwendung dieser Verordnung prüfen, die entweder von seinem Vorsitz 
oder von einem Vertreter eines Mitgliedstaats vorgelegt werden. 

Artikel 45 

Sanktionen 

(1) Die Mitgliedstaaten legen für Verstöße von Wirtschaftsakteuren 
gegen die Vorschriften dieser Verordnung und der gemäß dieser Ver­
ordnung erlassenen nationalen Rechtsvorschriften Bestimmungen über 
Sanktionen fest. Diese Bestimmungen können bei schweren Verstößen 
strafrechtliche Sanktionen vorsehen. 

Die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend 
sein und können schwerer ausfallen, wenn der betreffende Wirtschafts­
akteur bereits in der Vergangenheit in ähnlicher Weise gegen diese 
Verordnung verstoßen hat. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Bestimmungen bis 
zum 21. März 2018 mit und melden ihr unverzüglich jede spätere 
Änderung. 

(2) Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass ihre Bestimmungen über Sanktionen für Verstöße 
von Wirtschaftsakteuren gegen die Vorschriften dieser Verordnung 
durchgesetzt werden. 

Artikel 46 

Übergangsbestimmungen 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Bereitstellung von Teilsystemen und 
Sicherheitsbauteilen, die durch die Richtlinie 2000/9/EG abgedeckt sind, 
deren Anforderungen erfüllen und vor dem 21. April 2018 in Verkehr 
gebracht wurden, nicht behindern. 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Inbetriebnahme von Seilbahnen, die 
durch die Richtlinie 2000/9/EG abgedeckt sind, deren Anforderungen 
erfüllen und vor dem 21. April 2018 errichtet wurden, nicht behindern. 

In Bezug auf Sicherheitsbauteile bleiben die nach der Richtlinie 
2000/9/EG erteilten Bescheinigungen und Zulassungen im Rahmen 
der vorliegenden Verordnung gültig. 

Artikel 47 

Aufhebung 

Die Richtlinie 2000/9/EG wird mit Wirkung vom 21. April 2018 
aufgehoben. 

Verweise auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweise auf diese 
Verordnung und sind nach Maßgabe der Entsprechungstabelle in An­
hang X zu lesen. 
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Artikel 48 

Inkrafttreten und Geltung 

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

(2) Diese Verordnung gilt ab dem 21. April 2018, mit Ausnahme 
von: 

a) Artikel 22 bis 38 und Artikel 44, die ab dem 21. Oktober 2016 
gelten. 

b) Artikel 45 Absatz 1, der ab dem 21. März 2018 gilt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG I 

TEILSYSTEME 

Eine Seilbahn ist in ihre Infrastruktur sowie in nachfolgende Teilsysteme geglie­
dert: 

1. Seile und Seilverbindungen 

2. Antriebe und Bremsen 

3. Mechanische Einrichtungen: 

3.1. Seilspanneinrichtungen 

3.2. Mechanische Einrichtungen in den Stationen 

3.3. Mechanische Einrichtungen der Streckenbauwerke 

4. Fahrzeuge: 

4.1. Kabinen, Sessel oder Schleppvorrichtungen 

4.2. Gehänge 

4.3. Laufwerke 

4.4. Verbindungen mit dem Seil 

5. Elektrotechnische Einrichtungen: 

5.1. Steuerungs-, Überwachungs- und Sicherheitseinrichtungen 

5.2. Kommunikations- und Informationseinrichtungen 

5.3. Blitzschutzeinrichtungen 

6. Bergeeinrichtungen: 

6.1. Feste Bergeeinrichtungen 

6.2. Bewegliche Bergeeinrichtungen 
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ANHANG II 

WESENTLICHE ANFORDERUNGEN 

1. Gegenstand 

Dieser Anhang legt die wesentlichen Anforderungen für den Entwurf, 
den Bau und die Inbetriebnahme von Seilbahnen sowie für die Teil­
systeme und Sicherheitsbauteile — jeweils einschließlich der betriebs­
technischen und wartungstechnischen Erfordernisse — fest. 

2. Allgemeine Anforderungen 

2.1. Sicherheit von Personen 

Bei Entwurf, Bau und Betrieb von Seilbahnen ist die Sicherheit von 
Fahrgästen, Betriebspersonal und Dritten oberstes Gebot. 

2.2. Sicherheitsgrundsätze 

Im Hinblick auf Entwurf, Betrieb und Wartung müssen bei allen Seil­
bahnen die folgenden Grundsätze in der angegebenen Reihenfolge be­
achtet werden: 

— Durch geeignete Vorkehrungen für den Entwurf und den Bau müs­
sen Gefahren vermieden oder zumindest begrenzt werden; 

— um Gefahren vorzubeugen, die sich durch Entwurfs- und Bauvor­
kehrungen nicht vermeiden lassen, müssen die notwendigen Schutz­
maßnahmen festgelegt und getroffen werden; 

— zur Vermeidung von Gefahren, die sich durch Vorkehrungen und 
Maßnahmen nach dem ersten und zweiten Gedankenstrich nicht 
vollständig vermeiden lassen, müssen Vorsichtsmaßnahmen fest­
gelegt und bekanntgemacht werden. 

2.3. Berücksichtigung äußerer Umstände 

Seilbahnen sind so zu entwerfen und zu bauen, dass sie unter Berück­
sichtigung des Typs der Seilbahn, der Art und der Merkmale des Ge­
ländes und der Umgebung, der atmosphärischen und meteorologischen 
Gegebenheiten sowie der möglichen in der Nähe befindlichen Bauwerke 
und Hindernisse am Boden und in der Luft sicher betrieben werden 
können. 

2.4. Bemessung 

Die Seilbahn, die Teilsysteme sowie alle Sicherheitsbauteile müssen so 
bemessen, entworfen und gebaut sein, dass sie allen vorhersehbaren 
Belastungen — auch außer Betrieb — mit ausreichender Sicherheit 
standhalten, wobei insbesondere äußere Einflüsse, dynamische Lasten 
und Ermüdungserscheinungen zu berücksichtigen sind und dem Stand 
der Technik Rechnung zu tragen ist; dies gilt insbesondere für die Wahl 
der Werkstoffe. 

2.5. Montage 

2.5.1. Die Seilbahn, die Teilsysteme sowie alle Sicherheitsbauteile müssen so 
entworfen und gebaut sein, dass Montage und Einbau sicher durch­
geführt werden können. 

2.5.2. Die Sicherheitsbauteile sind so zu entwerfen, dass Montagefehler ent­
weder konstruktiv oder durch geeignete Kennzeichnung der Sicherheits­
bauteile verhindert werden. 
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2.6. Ausfallsicherheit der Seilbahn 

2.6.1. Die Sicherheitsbauteile müssen so entworfen und gebaut sein und ver­
wendet werden können, dass ihre eigene Funktionssicherheit und/oder 
die Sicherheit der Seilbahn entsprechend der Sicherheitsanalyse nach 
Artikel 8 in jedem Fall mit einem angemessenen Sicherheitsfaktor nach­
gewiesen und ihr Ausfall dadurch höchst unwahrscheinlich ist. 

2.6.2. Die Seilbahn muss so entworfen und gebaut sein, dass bei ihrem Betrieb 
für jeden Ausfall eines Bauteils, durch den die Sicherheit gefährdet 
werden könnte, rechtzeitig eine geeignete Maßnahme getroffen wird. 

2.6.3. Der in den Absätzen 2.6.1 und 2.6.2 genannte Zustand der Sicherheit 
muss über den gesamten Zeitraum zwischen zwei planmäßigen Über­
prüfungen des jeweiligen Bauteils aufrechterhalten werden. Die Zeit­
abstände für die Überprüfung der Sicherheitsbauteile sind in der Be­
triebsanleitung deutlich anzugeben. 

2.6.4. Sicherheitsbauteile, die als Ersatzteile in Seilbahnen eingebaut werden, 
müssen sowohl die wesentlichen Anforderungen dieser Verordnung als 
auch die Anforderungen hinsichtlich des reibungslosen Zusammenwir­
kens mit den übrigen Teilen der Seilbahn erfüllen. 

2.6.5. Es müssen Vorkehrungen getroffen werden, damit die Auswirkungen 
eines Brandes in der Seilbahn die Sicherheit von Personen nicht gefähr­
den. 

2.6.6. Es müssen besondere Vorkehrungen getroffen werden, um die Seilbahn 
und Personen vor den Folgen von Blitzschlag zu schützen. 

2.7. Sicherheitseinrichtungen 

2.7.1. Jeder Fehler, der in der Seilbahn auftritt und zu einem sicherheitskriti­
schen Ausfall führen kann, muss — soweit möglich — ermittelt, ge­
meldet und von einer Sicherheitseinrichtung verarbeitet werden. Das 
Gleiche gilt für jedes normalerweise vorhersehbare äußere Ereignis, 
durch das die Sicherheit gefährdet werden kann. 

2.7.2. Die Seilbahn muss jederzeit manuell stillgesetzt werden können. 

2.7.3. Nach einer durch eine Sicherheitseinrichtung ausgelösten Stillsetzung 
der Seilbahn darf ein neuerliches Anlaufen der Anlage erst möglich 
sein, nachdem die der Situation angemessenen Maßnahmen getroffen 
worden sind. 

2.8. Wartungstechnische Erfordernisse 

Die Seilbahn muss so entworfen und gebaut sein, dass sowohl plan­
mäßige als auch außerplanmäßige Wartungs- und Reparaturarbeiten si­
cher durchgeführt werden können. 

2.9. Beeinträchtigungen durch Emissionen 

Die Seilbahn muss so entworfen und gebaut sein, dass Beeinträchtigun­
gen oder Belästigungen durch Abgase, Lärm oder Erschütterungen in­
nerhalb und außerhalb der Anlage die vorgeschriebenen Höchstwerte 
nicht überschreiten. 
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3. Anforderungen hinsichtlich der Infrastruktur 

3.1. Linienführung, Geschwindigkeit, Abstand zwischen den Fahrzeugen 

3.1.1. Die Seilbahn ist so zu entwerfen, dass sie unter Berücksichtigung der 
Merkmale des Geländes und der Umgebung, der atmosphärischen und 
meteorologischen Gegebenheiten, der möglichen in der Nähe befindli­
chen Bauwerke und Hindernisse am Boden und in der Luft sicher und 
ohne dass von ihr Störungen oder Gefahren ausgehen, betrieben werden 
kann; dies gilt für alle Betriebs- und Wartungsbedingungen und für die 
Bergung von Personen. 

3.1.2. Zwischen Fahrzeugen, Schleppvorrichtungen, Fahrbahnen, Seilen usw. 
und möglichen in der Nähe befindlichen Bauwerken und Hindernissen 
am Boden und in der Luft muss ein ausreichender seitlicher und senk­
rechter Abstand vorhanden sein; dabei sind die Bewegungen der Seile 
und Fahrzeuge bzw. der Schleppvorrichtungen in senkrechter Richtung 
sowie in Längs- und Querrichtung unter den vorhersehbaren ungüns­
tigsten Betriebsverhältnissen zu berücksichtigen. 

3.1.3. Der maximale Bodenabstand der Fahrzeuge muss sich nach dem Typ 
der Seilbahn und der Fahrzeuge sowie nach den Bergungsverfahren 
richten. Bei offenen Fahrzeugen sind das Absturzrisiko sowie die psy­
chologischen Aspekte in Zusammenhang mit dem Bodenabstand zu 
berücksichtigen. 

3.1.4. Die Höchstgeschwindigkeit der Fahrzeuge oder der Schleppvorrichtun­
gen, ihr Mindestabstand sowie ihre Beschleunigungs- und Verzöge­
rungswerte müssen so gewählt werden, dass die Sicherheit von Per­
sonen und die Betriebssicherheit der Seilbahn gewährleistet sind. 

3.2. Stationen und Streckenbauwerke 

3.2.1. Die Stationen und Streckenbauwerke müssen so entworfen, gebaut und 
ausgerüstet sein, dass die Standsicherheit gegeben ist. Sie müssen bei 
allen möglichen Betriebsverhältnissen eine sichere Führung der Seile 
und Fahrzeuge und Schleppvorrichtungen gewährleisten und eine si­
chere Wartung ermöglichen. 

3.2.2. Die Ein- und Ausstiegsbereiche der Seilbahn sind so zu entwerfen, dass 
sie einen sicheren Verkehr der Fahrzeuge, Schleppvorrichtungen und 
der Personen ermöglichen. Insbesondere müssen sich die Fahrzeuge 
und Schleppvorrichtungen in den Stationen so bewegen können, dass 
Personen dabei unter Berücksichtigung ihrer möglichen aktiven Betei­
ligung nicht gefährdet werden. 

4. Anforderungen hinsichtlich der Seile, der Antriebe und Bremsen sowie 
der mechanischen und elektrischen Einrichtungen 

4.1. Seile und Seilauflagen 

4.1.1. In Bezug auf die Seile sind alle Vorkehrungen entsprechend dem Stand 
der Technik zu treffen, um 

— einen Bruch der Seile und ihrer Befestigungen bzw. Verbindungen 
zu vermeiden; 

— den Rahmen der Grenzbelastungswerte einzuhalten; 

— ihre Sicherheit auf den Auflagen zu gewährleisten und ein Entglei­
sen zu verhindern; 

— ihre Überwachung zu ermöglichen. 
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4.1.2. ►C1 Lässt sich das Risiko eines Entgleisens der Seile nicht völlig 
vermeiden, sind Vorkehrungen zu treffen, ◄ um im Entgleisungsfall 
ein Auffangen der Seile und ein Stillsetzen der Anlage ohne Gefähr­
dung von Personen zu ermöglichen. 

4.2. Mechanische Einrichtungen 

4.2.1. Antriebe 

Leistung und Einsatzmöglichkeiten des Antriebssystems einer Seilbahn 
müssen den unterschiedlichen Betriebszuständen und -arten angepasst 
sein. 

4.2.2. Notantrieb 

Die Seilbahn muss über einen Notantrieb verfügen, dessen Energiever­
sorgung vom Hauptantrieb unabhängig ist. Auf den Notantrieb kann 
jedoch verzichtet werden, wenn die Sicherheitsanalyse zu dem Ergebnis 
führt, dass Personen die Fahrzeuge und insbesondere die Schleppvor­
richtungen auch dann einfach, rasch und sicher verlassen können, wenn 
kein Notantrieb vorhanden ist. 

4.2.3. Bremssystem 

4.2.3.1. Die Stillsetzung der Seilbahn und/oder der Fahrzeuge muss im Notfall 
auch unter den ungünstigsten Last- und Haftungsverhältnissen auf den 
Treibscheiben, die während des Betriebs zulässig sind, jederzeit möglich 
sein. Der Bremsweg muss so gering sein, wie es die Sicherheit der 
Seilbahn erfordert. 

4.2.3.2. Die Verzögerungswerte müssen innerhalb angemessener Grenzen lie­
gen, damit sowohl die Sicherheit von Personen als auch das einwand­
freie Verhalten der Fahrzeuge, Seile und anderen Teile der Seilbahn 
gewährleistet ist. 

4.2.3.3. Alle Seilbahnen müssen über zwei oder mehr Bremssysteme verfügen, 
von denen jedes Halt bewirken kann und die so aufeinander abgestimmt 
sind, dass sie automatisch das gerade in Betrieb befindliche System 
ersetzen, wenn dessen Wirksamkeit nicht mehr ausreicht. Das letzte 
Bremssystem der Seilbahn muss so nah wie möglich am Zugseil wir­
ken. Diese Vorschriften gelten nicht für Schlepplifte. 

4.2.3.4. Die Seilbahn muss mit einer wirksamen Stillsetzungs- und Haltevor­
richtung ausgestattet sein, die ein vorzeitiges Wiederanlaufen verhindert. 

4.3. Steuereinrichtungen 

Die Steuereinrichtungen müssen so entworfen und gebaut sein, dass sie 
sicher und zuverlässig sind und den üblichen Betriebsbelastungen und 
äußeren Einflüssen wie Feuchtigkeit, extremer Temperatur oder elektro­
magnetischen Störungen standhalten und dass selbst bei Bedienungs­
fehlern keine Gefahrensituationen entstehen. 

4.4. Kommunikationseinrichtungen 

Das Betriebspersonal muss ständig über geeignete Einrichtungen mit­
einander in Verbindung treten und im Notfall die Fahrgäste entspre­
chend unterrichten können. 

5. Fahrzeuge und Schleppvorrichtungen 

5.1. Die Fahrzeuge und/oder die Schleppvorrichtungen müssen so entworfen 
und gestaltet sein, dass unter vorhersehbaren Betriebsbedingungen kein 
Fahrgast oder Angehöriger des Betriebspersonals herausfallen kann oder 
anderweitig gefährdet wird. 
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5.2. Die Befestigungen der Fahrzeuge und der Schleppvorrichtungen am Seil 
müssen so bemessen und ausgeführt sein, dass sie 

— das Seil nicht beschädigen; oder 

— nicht rutschen können, es sei denn, ein Rutschen ist für die Sicher­
heit des Fahrzeugs, der Schleppvorrichtung und der Anlage 
unerheblich; 

diese Anforderungen müssen auch unter ungünstigsten Bedingungen 
erfüllt sein. 

5.3. Die Türen von Fahrzeugen (Wagen, Kabinen) müssen so entworfen und 
gebaut sein, dass sie geschlossen und verriegelt werden können. Der 
Fußboden und die Wände der Fahrzeuge müssen so entworfen und 
gebaut sein, dass sie unter allen Umständen dem Druck und den Belas­
tungen durch die Fahrgäste und das Betriebspersonal standhalten. 

5.4. Ist zur Gewährleistung der Betriebssicherheit die Anwesenheit eines 
Fahrzeugbegleiters erforderlich, so muss das Fahrzeug so ausgerüstet 
sein, dass dieser seine Aufgaben erfüllen kann. 

5.5. Die Fahrzeuge und/oder Schleppvorrichtungen und insbesondere ihre 
Aufhängungen müssen so entworfen und ausgeführt sein, dass die Si­
cherheit von Beschäftigten, die unter Einhaltung der entsprechenden 
Vorschriften und Hinweise daran arbeiten, gewährleistet ist. 

5.6. Bei Fahrzeugen mit kuppelbaren Klemmen müssen alle Vorkehrungen 
getroffen werden, damit fehlerhaft am Seil angekuppelte Fahrzeuge 
noch vor der Ausfahrt und nicht entkuppelte Fahrzeuge bei der Einfahrt 
ohne Gefährdung der Fahrgäste oder des Betriebspersonals stillgesetzt 
werden und ein Abstürzen dieser Fahrzeuge verhindert wird. 

5.7. Bei Seilbahnen, deren Fahrzeuge auf einer festen Trasse fahren (wie 
etwa Standseilbahnen und Mehrseilbahnen), ist eine auf die Fahrbahn 
wirkende automatische Fahrzeugbremse vorzusehen, wenn die Möglich­
keit des Bruches des Zugseils nach vernünftigem Ermessen nicht aus­
geschlossen werden kann. 

5.8. Lässt sich das Risiko eines Entgleisens des Fahrzeugs durch andere 
Vorkehrungen nicht völlig vermeiden, so muss das Fahrzeug mit einem 
Entgleisungsschutz ausgerüstet werden, der es ermöglicht, das Fahrzeug 
ohne Gefährdung von Personen stillzusetzen. 

6. Einrichtungen für die Fahrgäste und das Betriebspersonal 

Der Zugang zum Einstieg und der Abgang vom Ausstieg sowie das 
Ein- und Aussteigen der Fahrgäste und des Betriebspersonals müssen 
mit Rücksicht auf den Umlauf und den Stillstand der Fahrzeuge so 
organisiert sein, dass die Sicherheit der Fahrgäste und des Betriebsper­
sonals, insbesondere an Stellen mit Absturzrisiko, gewährleistet ist. 

Eine sichere Benutzung der Seilbahn durch Kinder und Personen mit 
eingeschränkter Beweglichkeit muss möglich sein, wenn die Seilbahn 
für die Beförderung solcher Personen bestimmt ist. 

7. Betriebstechnische Erfordernisse 

7.1. Sicherheit 

7.1.1. Es müssen alle technischen Vorkehrungen und Maßnahmen getroffen 
werden, damit die Seilbahn bestimmungsgemäß und entsprechend ihren 
technischen Besonderheiten und festgelegten Betriebsbedingungen be­
nutzt werden kann und damit die Hinweise im Hinblick auf einen 
sicheren Betrieb und die ordnungsgemäße Instandhaltung eingehalten 
werden können. Die Betriebsanleitung und die entsprechenden Hinweise 
sind in einer für die Benutzer leicht verständlichen Sprache abzufassen, 
die von dem Mitgliedstaat bestimmt wird, in dessen Hoheitsgebiet die 
Seilbahn errichtet wird. 
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7.1.2. Den mit der Führung der Seilbahn betrauten Personen, die für diese 
Aufgabe qualifiziert sein müssen, sind angemessene Arbeitsmittel zur 
Verfügung zu stellen. 

7.2. Sicherheit im Fall einer Betriebsstörung der Seilbahn 

Es müssen alle technischen Vorkehrungen und Maßnahmen getroffen 
werden, damit die Fahrgäste und das Betriebspersonal bei einer Be­
triebsstörung der Seilbahn, die nicht kurzfristig behoben werden kann, 
innerhalb einer dem Seilbahntyp und seiner Umgebung angemessenen 
Frist in Sicherheit gebracht werden können. 

7.3. Weitere besondere Sicherheitsvorkehrungen 

7.3.1. Führerstände und Arbeitsplätze 

Bewegliche Anlageteile, die normalerweise in den Stationen zugänglich 
sind, müssen so entworfen, gebaut und eingebaut sein, dass Gefahren 
vermieden werden; bei dennoch bestehenden Gefahren müssen sie mit 
Schutzeinrichtungen versehen sein, die ein direktes Berühren der Seil­
bahnteile, das zu Unfällen führen könnte, verhindern. Diese Einrichtun­
gen dürfen sich nicht ohne weiteres lösen oder unwirksam machen 
lassen. 

7.3.2. Absturzrisiko 

Die für Arbeiten oder andere Eingriffe vorgesehenen Stellen und Be­
reiche sowie deren Zugänge müssen, selbst wenn sie nur gelegentlich 
benutzt werden, so entworfen und gebaut sein, dass Personen, die dort 
tätig sind oder sich dort aufhalten, vor Absturzgefahr sicher sind. Sind 
diese Vorkehrungen nicht ausreichend, müssen die Arbeitsplätze zusätz­
lich mit Verankerungen für persönliche Ausrüstungen für den Schutz 
vor Absturz ausgestattet sein. 
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ANHANG III 

KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME 
UND SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL B: EU-BAUMUSTERPRÜFUNG 

— BAUMUSTER 

1. Bei der EU-Baumusterprüfung handelt es sich um den Teil eines Konfor­
mitätsbewertungsverfahrens, bei dem eine notifizierte Stelle den technischen 
Entwurf eines Teilsystems oder eines Sicherheitsbauteils untersucht und 
prüft und bescheinigt, dass der technische Entwurf die für ihn geltenden 
Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 

2. Die EU-Baumusterprüfung erfolgt durch Bewertung der Eignung des tech­
nischen Entwurfs des Teilsystems oder des Sicherheitsbauteils anhand einer 
Prüfung der unter Nummer 3 genannten technischen Unterlagen sowie 
Prüfung eines für die geplante Produktion repräsentativen Musters des voll­
ständigen Teilsystems oder Sicherheitsbauteils (Baumuster). 

3. Der Antrag auf EU-Baumusterprüfung ist vom Hersteller bei einer einzigen 
notifizierten Stelle seiner Wahl einzureichen. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

a) Name und Anschrift des Herstellers und, wenn der Antrag vom Bevoll­
mächtigten eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift; 

b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen 
notifizierten Stelle eingereicht worden ist; 

c) die technischen Unterlagen für das Teilsystem oder das Sicherheitsbau­
teil gemäß Anhang VIII; 

d) ein für die geplante Produktion repräsentatives Muster des Teilsystems 
oder Sicherheitsbauteils oder genaue Angaben über den Ort, an dem es 
geprüft werden kann. Die notifizierte Stelle kann zusätzliche Muster 
anfordern, wenn dies zur Durchführung des Prüfprogramms erforderlich 
ist. 

4. Die notifizierte Stelle hat folgende Aufgaben: 

4.1. Prüfung der technischen Unterlagen, um zu bewerten, ob der technische 
Entwurf des Teilsystems oder des Sicherheitsbauteils angemessen ist; 

4.2. Prüfung, ob das Muster in Übereinstimmung mit den technischen Unterla­
gen hergestellt wurde, und Feststellung, welche Teile nach den geltenden 
Vorschriften der einschlägigen harmonisierten Normen entworfen wurden 
und welche Teile nach anderen einschlägigen technischen Spezifikationen 
entworfen wurden; 

4.3. Durchführung bzw. Veranlassung der geeigneten Untersuchungen und Prü­
fungen, um festzustellen, ob die Lösungen aus den einschlägigen harmoni­
sierten Normen korrekt angewandt worden sind, sofern der Hersteller sich 
für ihre Anwendung entschieden hat; 

4.4. Durchführung bzw. Veranlassung der geeigneten Untersuchungen und Prü­
fungen, um festzustellen, ob die vom Hersteller unter Anwendung anderer 
einschlägiger technischer Spezifikationen gewählten Lösungen die entspre­
chenden wesentlichen Anforderungen dieser Verordnung erfüllen, falls er 
die Lösungen aus den einschlägigen harmonisierten Normen nicht ange­
wandt hat; 

4.5. Vereinbarung mit dem Hersteller, wo die Untersuchungen und Prüfungen 
durchgeführt werden. 
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5. Die notifizierte Stelle erstellt einen Prüfungsbericht über die gemäß Num­
mer 4 durchgeführten Maßnahmen und die dabei erzielten Ergebnisse. Un­
beschadet ihrer Verpflichtungen gegenüber den notifizierenden Behörden 
veröffentlicht die notifizierte Stelle den Inhalt dieses Berichts oder Teile 
davon nur mit Zustimmung des Herstellers. 

6. Entspricht das Baumuster den Anforderungen dieser Verordnung, stellt die 
notifizierte Stelle dem Hersteller eine EU-Baumusterprüfbescheinigung aus. 
Diese Bescheinigung enthält den Namen und die Anschrift des Herstellers, 
die Ergebnisse der Prüfungen, etwaige Bedingungen für ihre Gültigkeit und 
die erforderlichen Daten für die Identifizierung des zugelassenen Baum­
usters (Teilsystem oder Sicherheitsbauteil) und gegebenenfalls eine Be­
schreibung seiner Funktionsweise. Der Bescheinigung können ein oder 
mehrere Anhänge beigefügt werden. 

Die EU-Baumusterprüfbescheinigung und ihre Anhänge enthalten alle 
zweckdienlichen Angaben, anhand derer sich die Übereinstimmung der her­
gestellten Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile mit dem geprüften Baum­
uster beurteilen und gegebenenfalls eine Kontrolle nach ihrer Inbetrieb­
nahme durchführen lässt. Diese Bescheinigung enthält ferner die gegebe­
nenfalls an sie geknüpften Bedingungen sowie die zur Kennzeichnung des 
zugelassenen Baumusters erforderlichen Beschreibungen und Zeichnungen. 

Die Bescheinigung gilt für eine Dauer von höchstens 30 Jahren ab dem 
Datum ihrer Ausstellung. 

Entspricht das Baumuster nicht den geltenden Anforderungen dieser Ver­
ordnung, verweigert die notifizierte Stelle die Ausstellung einer 
EU-Baumusterprüfbescheinigung und unterrichtet den Antragsteller darüber, 
wobei sie ihre Weigerung ausführlich begründet. 

7. Die notifizierte Stelle hält sich über alle Änderungen des allgemein an­
erkannten Stands der Technik auf dem Laufenden; deuten diese darauf 
hin, dass das zugelassene Baumuster nicht mehr den geltenden Anforde­
rungen dieser Verordnung entspricht, entscheidet sie, ob derartige Änderun­
gen weitere Untersuchungen nötig machen. Ist dies der Fall, setzt die no­
tifizierte Stelle den Hersteller davon in Kenntnis. 

Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, der die technischen Unter­
lagen zur EU-Baumusterprüfbescheinigung vorliegen, über alle Änderungen 
an dem zugelassenen Baumuster, die die Übereinstimmung des Teilsystems 
oder Sicherheitsbauteils mit den wesentlichen Anforderungen dieser Ver­
ordnung oder den Bedingungen für die Gültigkeit der Bescheinigung beein­
trächtigen können. 

Die notifizierte Stelle prüft diese Änderungen und teilt dem Hersteller mit, ob 
die EU-Baumusterprüfbescheinigung weiterhin gilt oder weitere Untersuchun­
gen, Kontrollen oder Prüfungen nötig sind. Gegebenenfalls stellt die notifizierte 
Stelle eine Ergänzung zur ursprünglichen EU-Baumusterprüfbescheinigung aus 
oder verlangt, dass eine neue EU-Baumusterprüfbescheinigung beantragt wird. 

8. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierende Behörde über die 
EU-Baumusterprüfbescheinigungen und/oder etwaige Ergänzungen dazu, 
die sie ausgestellt oder zurückgenommen hat, und übermittelt ihrer notifi­
zierenden Behörde in regelmäßigen Abständen oder auf Verlangen eine 
Aufstellung dieser Bescheinigungen und/oder Ergänzungen dazu, die sie 
verweigert, ausgesetzt oder anderweitig eingeschränkt hat. 

Jede notifizierte Stelle unterrichtet die übrigen notifizierten Stellen über die 
EU-Baumusterprüfbescheinigungen und/oder etwaige Ergänzungen dazu, 
die sie verweigert, zurückgenommen, ausgesetzt oder auf andere Weise 
eingeschränkt hat, und — auf Verlangen — über derartige Bescheinigungen 
und/oder Ergänzungen dazu, die sie ausgestellt hat. 
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Wenn sie dies verlangen, erhalten die Kommission, die Mitgliedstaaten und die 
anderen notifizierten Stellen eine Abschrift der EU-Baumusterprüfbescheinigungen 
und/oder ihrer Ergänzungen. Wenn sie dies verlangen, erhalten die Kommission 
und die Mitgliedstaaten eine Abschrift der technischen Unterlagen und der Ergeb­
nisse der durch die notifizierte Stelle vorgenommenen Prüfungen. Die notifizierte 
Stelle bewahrt eine Abschrift der EU-Baumusterprüfbescheinigung, ihrer Anhänge 
und Ergänzungen sowie des technischen Dossiers einschließlich der vom Hersteller 
eingereichten Unterlagen so lange auf, bis die Gültigkeitsdauer dieser Bescheini­
gung endet. 

9. Der Hersteller hält eine Abschrift der EU-Baumusterprüfbescheinigung, ih­
rer Anhänge und Ergänzungen zusammen mit den technischen Unterlagen 
30 Jahre lang nach dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils für die nationalen Behörden bereit. 

10. Die unter den Nummern 7 und 9 genannten Pflichten des Herstellers kön­
nen von seinem Bevollmächtigten erfüllt werden, falls sie im Auftrag fest­
gelegt sind. 
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ANHANG IV 

KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME 
UND SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL D: KONFORMITÄT MIT DEM 
BAUMUSTER AUF DER GRUNDLAGE EINER QUALITÄTSSICHERUNG 

BEZOGEN AUF DEN PRODUKTIONSPROZESS 

1. Die Konformität mit dem Baumuster auf der Grundlage einer Qualitäts­
sicherung bezogen auf den Produktionsprozess ist der Teil eines Konfor­
mitätsbewertungsverfahrens, bei dem der Hersteller die in den Nummern 2 
und 5 festgelegten Verpflichtungen erfüllt sowie gewährleistet und auf 
eigene Verantwortung erklärt, dass die betreffenden Teilsysteme oder Si­
cherheitsbauteile mit dem in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschrie­
benen Baumuster übereinstimmen und den für sie geltenden Anforderun­
gen dieser Verordnung genügen. 

2. Herstellung 

Der Hersteller betreibt ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für die 
Herstellung, Endabnahme und Prüfung der betreffenden Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile gemäß Nummer 3 und unterliegt der Überwachung 
nach Nummer 4. 

3. Qualitätssicherungssystem 

3.1. Der Hersteller beantragt bei der notifizierten Stelle seiner Wahl die Be­
wertung seines Qualitätssicherungssystems. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

a) Namen und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom 
Bevollmächtigten eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift, 

b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen 
notifizierten Stelle eingereicht worden ist, 

c) alle einschlägigen Angaben über die Teilsysteme oder Sicherheitsbau­
teile, die nach Modul B zugelassen wurden, 

d) die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 

e) die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und eine 
Abschrift der EU-Baumusterprüfbescheinigung(en), 

f) genaue Angaben über den Ort, an dem das Teilsystem oder Sicherheits­
bauteil hergestellt wird. 

3.2. Das Qualitätssicherungssystem gewährleistet die Übereinstimmung der 
Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile mit dem/den in der 
EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Baumuster(n) und mit 
den für sie geltenden Anforderungen dieser Verordnung. 

Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vor­
schriften sind systematisch und geordnet in Form schriftlicher Grundsätze, 
Verfahren und Anweisungen zusammenzustellen. Diese Unterlagen über 
das Qualitätssicherungssystem stellen sicher, dass die Qualitätssicherungs­
programme, -pläne, -handbücher und -berichte einheitlich ausgelegt 
werden. 

Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte 
enthalten: 

a) Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Be­
fugnisse der Geschäftsleitung in Bezug auf die Produktqualität; 

b) entsprechende Fertigungs-, Qualitätssteuerungs- und Qualitätssiche­
rungstechniken, angewandte Verfahren und vorgesehene systematische 
Maßnahmen; 
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c) vor, während und nach der Herstellung durchgeführte Untersuchungen 
und Prüfungen unter Angabe ihrer Häufigkeit; 

d) Qualitätsberichte wie Prüfberichte, Prüf- und Kalibrierungsdaten, Be­
richte über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mit­
arbeiter usw.; 

e) Mittel, mit denen die Verwirklichung der angestrebten Produktqualität 
und die wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems über­
wacht werden können. 

3.3. Die notifizierte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um fest­
zustellen, ob es die unter Nummer 3.2 genannten Anforderungen erfüllt. 

Sie vermutet bei diesen Bestandteilen des Qualitätssicherungssystems eine 
Konformität mit diesen Anforderungen, die die entsprechenden Spezifika­
tionen der einschlägigen harmonisierten Norm erfüllen. 

Das Audit umfasst auch einen Kontrollbesuch in den Räumlichkeiten, in 
denen die Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile hergestellt, kontrolliert und 
geprüft werden. 

Zusätzlich zur Erfahrung mit Qualitätsmanagementsystemen verfügt min­
destens ein Mitglied des Auditteams über Erfahrung mit der Bewertung im 
Bereich der Seilbahnen und der betreffenden Technologie der Teilsysteme 
oder Sicherheitsbauteile sowie über Kenntnis der geltenden Anforderungen 
dieser Verordnung. Das Audit umfasst auch einen Kontrollbesuch in den 
Räumlichkeiten des Herstellers. Das Auditteam überprüft die in Nummer 
3.1 Buchstabe e genannten technischen Unterlagen, um sich zu vergewis­
sern, dass der Hersteller in der Lage ist, die einschlägigen Anforderungen 
dieser Verordnung zu erkennen und die erforderlichen Prüfungen durch­
zuführen, damit die Übereinstimmung der Teilsysteme oder Sicherheits­
bauteile mit diesen Anforderungen gewährleistet ist. 

Die Entscheidung wird dem Hersteller mitgeteilt. Die Mitteilung enthält 
das Fazit des Audits und die Begründung der Bewertungsentscheidung. 

3.4. Der Hersteller verpflichtet sich, die mit dem zugelassenen Qualitätssiche­
rungssystem verbundenen Verpflichtungen zu erfüllen und dafür zu sorgen, 
dass es stets ordnungsgemäß und effizient betrieben wird. 

3.5. Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, die das Qualitätssiche­
rungssystem zugelassen hat, über alle geplanten Änderungen des Qualitäts­
sicherungssystems. 

Die notifizierte Stelle beurteilt die geplanten Änderungen und entscheidet, 
ob das geänderte Qualitätssicherungssystem noch den unter Nummer 3.2 
genannten Anforderungen entspricht oder ob eine erneute Bewertung er­
forderlich ist. 

Sie gibt dem Hersteller das Ergebnis der Bewertung bekannt. Im Falle 
einer erneuten Bewertung gibt sie dem Hersteller ihre Entscheidung be­
kannt. Die Mitteilung enthält das Fazit der Prüfung und die Begründung 
der Bewertungsentscheidung. 

4. Überwachung unter der Verantwortung der notifizierten Stelle 

4.1. Die Überwachung soll gewährleisten, dass der Hersteller die Pflichten aus 
dem zugelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt. 
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4.2. Der Hersteller gewährt der notifizierten Stelle für die Bewertung Zugang 
zu den Herstellungs-, Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen und stellt 
ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung, insbesondere 

a) die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 

b) Qualitätsberichte wie Prüfberichte, Prüf- und Kalibrierungsdaten, Be­
richte über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mit­
arbeiter usw. 

4.3. Die notifizierte Stelle führt regelmäßig, das heißt mindestens alle zwei 
Jahre, Audits durch, um sicherzustellen, dass der Hersteller das Qualitäts­
sicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und übergibt ihm einen 
entsprechenden Prüfbericht. 

4.4. Darüber hinaus kann die notifizierte Stelle beim Hersteller unangemeldete 
Besichtigungen durchführen. Während dieser Besuche kann die notifizierte 
Stelle erforderlichenfalls Produktprüfungen durchführen oder durchführen 
lassen, um sich vom ordnungsgemäßen Funktionieren des Qualitätssiche­
rungssystems zu vergewissern. Die notifizierte Stelle übergibt dem Her­
steller einen Bericht über den Besuch und im Falle einer Prüfung einen 
Prüfbericht. 

5. CE-Kennzeichnung und EU-Konformitätserklärung 

5.1. Der Hersteller bringt die CE-Kennzeichnung und, unter der Verantwortung 
der notifizierten Stelle gemäß Nummer 3.1, deren Kennnummer an jedem 
Teilsystem oder Sicherheitsbauteil an, das mit dem in der 
EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Baumuster übereinstimmt 
und die geltenden Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 

5.2. Der Hersteller stellt für jedes Modell eines Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils eine schriftliche EU-Konformitätserklärung aus und hält sie 30 
Jahre lang nach dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils für die nationalen Behörden bereit. Aus der 
EU-Konformitätserklärung muss hervorgehen, für welches Modell eines 
Teilsystems oder Sicherheitsbauteils sie ausgestellt wurde. 

Eine Abschrift der EU-Konformitätserklärung wird den zuständigen Behör­
den auf Verlangen zur Verfügung gestellt. 

6. Der Hersteller hält mindestens 30 Jahre lang nach dem Inverkehrbringen 
des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils folgende Unterlagen für die na­
tionalen Behörden bereit: 

a) die technischen Unterlagen gemäß Nummer 3.1, 

b) die Informationen zur Änderung gemäß Nummer 3.5 in ihrer geneh­
migten Form, 

c) die Entscheidungen und Berichte der notifizierten Stelle gemäß den 
Nummern 3.5, 4.3 und 4.4. 

7. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierende Behörde über Zulas­
sungen von Qualitätssicherungssystemen, die sie erteilt oder zurückgenom­
men hat, und übermittelt ihr in regelmäßigen Abständen oder auf Verlan­
gen eine Aufstellung aller Zulassungen von Qualitätssicherungssystemen, 
die sie verweigert, ausgesetzt oder anderweitig eingeschränkt hat. 

Jede notifizierte Stelle unterrichtet die anderen notifizierten Stellen über die 
Zulassungen von Qualitätssicherungssystemen, die sie verweigert, aus­
gesetzt, zurückgenommen oder anderweitig eingeschränkt hat, und begrün­
det diese Entscheidung; ferner unterrichtet sie die übrigen notifizierten 
Stellen auf Verlangen über die von ihr erteilten Zulassungen von Qualitäts­
sicherungssystemen. 
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Die notifizierte Stelle übermittelt der Kommission und den Mitgliedstaaten 
auf Verlangen eine Abschrift der erteilten Zulassungen von Qualitätssiche­
rungssystemen. 

Die notifizierte Stelle bewahrt je eine Abschrift der erteilten Zulassung und 
ihrer Anlagen und Ergänzungen auf. 

8. Bevollmächtigter 

Die unter den Nummern 3.1, 3.5, 5 und 6 genannten Verpflichtungen des 
Herstellers können von seinem Bevollmächtigten in seinem Auftrag und 
unter seiner Verantwortung erfüllt werden, falls sie im Auftrag festgelegt 
sind. 
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ANHANG V 

KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME 
UND SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL F: KONFORMITÄT MIT 
DER BAUART AUF DER GRUNDLAGE EINER PRÜFUNG DES 

TEILSYSTEMS ODER SICHERHEITSBAUTEILS 

1. Bei der Konformität mit der Bauart auf der Grundlage einer Prüfung des 
Teilsystems oder Sicherheitsbauteils handelt es sich um den Teil eines 
Konformitätsbewertungsverfahrens, bei dem der Hersteller die unter den 
Nummern 2, 5.1 und 6 festgelegten Verpflichtungen erfüllt und auf eigene 
Verantwortung erklärt, dass die den Bestimmungen von Nummer 3 unter­
worfenen betreffenden Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile dem in der 
EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Baumuster entsprechen 
und den für sie geltenden Anforderungen dieser Verordnung genügen. 

2. Herstellung 

Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungspro­
zess und seine Überwachung die Übereinstimmung der hergestellten Teilsys­
teme oder Sicherheitsbauteile mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung 
beschriebenen zugelassenen Bauart und mit den für sie geltenden Anforderun­
gen dieser Verordnung gewährleisten. 

3. Überprüfung 

3.1. Der Hersteller beantragt bei der notifizierten Stelle seiner Wahl die Prüfung 
der Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

a) Namen und Anschrift des Herstellers und, wenn der Antrag vom Bevoll­
mächtigten eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift; 

b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen 
notifizierten Stelle eingereicht worden ist; 

c) alle einschlägigen Angaben über die Teilsysteme oder Sicherheitsbau­
teile, die nach Modul B zugelassen wurden; 

d) die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und eine 
Abschrift der EU-Baumusterprüfbescheinigung(en); 

e) genaue Angaben über den Ort, an dem das Teilsystem oder Sicherheits­
bauteil untersucht werden kann. 

3.2. Die notifizierte Stelle führt die erforderlichen Untersuchungen und Tests 
durch oder lässt sie durchführen, um die Übereinstimmung der Teilsysteme 
oder Sicherheitsbauteile mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung 
beschriebenen zugelassenen Bauart und den Anforderungen dieser Verord­
nung zu prüfen. 

Die Untersuchungen und Prüfungen zur Kontrolle der Konformität der Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile mit den entsprechenden Anforderungen 
werden je nach Entscheidung des Herstellers entweder mittels Prüfung 
und Erprobung jedes einzelnen Teilsystems oder Sicherheitsbauteils gemäß 
Nummer 4 oder mittels einer statistischen Prüfung und Erprobung der Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile gemäß Nummer 5 durchgeführt. 
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4. Überprüfung der Konformität durch Prüfungen und Erprobung jedes ein­
zelnen Teilsystems oder Sicherheitsbauteils 

4.1. Alle Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile werden einzeln untersucht, und es 
werden geeignete Prüfungen gemäß der/den einschlägigen harmonisierten 
Norm(en) und/oder in anderen einschlägigen technischen Spezifikationen 
dargelegte gleichwertige Prüfungen durchgeführt, um ihre Konformität 
mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen zugelassenen 
Bauart und den anwendbaren Anforderungen dieser Verordnung zu über­
prüfen. 

In Ermangelung einer solchen harmonisierten Norm entscheidet die notifi­
zierte Stelle darüber, welche Prüfungen durchgeführt werden. 

4.2. Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Untersuchungen und 
Prüfungen eine Konformitätsbescheinigung aus und bringt an jedem geneh­
migten Teilsystem oder Sicherheitsbauteil ihre Kennnummer an oder lässt 
diese unter ihrer Verantwortung anbringen. 

Der Hersteller hält die Konformitätsbescheinigungen 30 Jahre lang nach 
dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die na­
tionalen Behörden zur Einsichtnahme bereit. 

5. Überprüfung der Konformität mit statistischen Mitteln 

5.1. Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungs­
prozess und seine Überwachung die Übereinstimmung aller produzierten 
Lose gewährleisten und legt sein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil in ein­
heitlichen Losen zur Überprüfung vor. 

5.2. Jedem Los wird eine beliebige Probe entnommen. Jedes Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil aus einer Stichprobe ist einzeln zu untersuchen und es 
sind entsprechende Prüfungen gemäß der/den einschlägigen harmonisierten 
Norm(en) und/oder gleichwertige Prüfungen gemäß anderen einschlägigen 
technischen Spezifikationen durchzuführen, um seine Konformität mit der 
in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen zugelassenen Bauart 
und mit den geltenden Anforderungen dieser Verordnung zu überprüfen 
und so zu ermitteln, ob das Los angenommen oder abgelehnt wird. In 
Ermangelung einer solchen harmonisierten Norm entscheidet die notifizierte 
Stelle darüber, welche Prüfungen durchgeführt werden. 

5.3. Wird ein Los angenommen, so gelten alle Teilsysteme oder Sicherheits­
bauteile des Loses als zugelassen, außer der Stichprobe entstammende Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile mit negativem Prüfergebnis. 

Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Untersuchungen und 
Prüfungen eine Konformitätsbescheinigung aus und bringt an jedem geneh­
migten Teilsystem oder Sicherheitsbauteil ihre Kennnummer an oder lässt 
diese unter ihrer Verantwortung anbringen. 

Der Hersteller hält die Konformitätsbescheinigungen 30 Jahre lang nach 
dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die na­
tionalen Behörden bereit. 

5.4. Wird ein Los abgelehnt, so ergreift die notifizierte Stelle oder die zustän­
dige Behörde geeignete Maßnahmen, um zu verhindern, dass dieses Los in 
Verkehr gebracht wird. Bei gehäufter Ablehnung von Losen kann die no­
tifizierte Stelle die statistische Kontrolle aussetzen und geeignete Maßnah­
men treffen. 
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6. CE-Kennzeichnung und EU-Konformitätserklärung 

6.1. Der Hersteller bringt die CE-Kennzeichnung an jedem Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil an, das mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung 
beschriebenen zugelassenen Bauart übereinstimmt und die geltenden An­
forderungen dieser Verordnung erfüllt, und — unter der Verantwortung der 
notifizierten Stelle gemäß Nummer 3 — deren Kennnummer an. 

6.2. Der Hersteller stellt für jedes Modell eines Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils eine schriftliche EU-Konformitätserklärung aus und hält sie 30 
Jahre lang nach dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils für die nationalen Behörden bereit. Aus der 
EU-Konformitätserklärung muss hervorgehen, für welches Modell eines 
Teilsystems oder Sicherheitsbauteils sie ausgestellt wurde. 

Stimmt die unter Nummer 3 genannte notifizierte Stelle zu, kann der Her­
steller unter der Verantwortung dieser notifizierten Stelle auch die Kenn­
nummer der notifizierten Stelle auf den Teilsystemen oder Sicherheitsbau­
teilen anbringen. 

7. Stimmt die notifizierte Stelle zu, kann der Hersteller unter der Verantwor­
tung dieser notifizierten Stelle die Kennnummer der notifizierten Stelle 
während des Fertigungsprozesses auf den Teilsystemen oder Sicherheits­
bauteilen anbringen. 

8. Bevollmächtigter 

Die Verpflichtungen des Herstellers können von seinem Bevollmächtigten 
in seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfüllt werden, falls sie 
im Auftrag festgelegt sind. Ein Bevollmächtigter darf nicht die in den 
Nummern 2 und 5.1 festgelegten Verpflichtungen des Herstellers erfüllen. 
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ANHANG VI 

KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL G: KONFORMITÄTSERKLÄRUNG 

AUF DER GRUNDLAGE EINER EINZELPRÜFUNG 

1. Bei der Konformität auf der Grundlage einer Einzelprüfung handelt es sich 
um den Teil eines Konformitätsbewertungsverfahrens, bei dem der Herstel­
ler die unter den Nummern 2, 3.1 und 4 festgelegten Pflichten erfüllt sowie 
gewährleistet und auf eigene Verantwortung erklärt, dass das den Bestim­
mungen von Nummer 3 unterworfene betreffende Teilsystem oder Sicher­
heitsbauteil die dafür geltenden Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 

2. Herstellung 

Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungs­
prozess und seine Überwachung die Übereinstimmung der hergestellten 
Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile mit den geltenden Anforderungen die­
ser Verordnung gewährleisten. 

3. Prüfung 

3.1. Der Hersteller beantragt bei einer notifizierten Stelle seiner Wahl die Ein­
zelprüfung eines Teilsystems oder eines Sicherheitsbauteils. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

a) Namen und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom 
Bevollmächtigten eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift; 

b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen 
notifizierten Stelle eingereicht worden ist; 

c) die technischen Unterlagen für das Teilsystem oder das Sicherheitsbau­
teil gemäß Anhang VIII; 

d) genaue Angaben über den Ort, an dem das Teilsystem oder Sicherheits­
bauteil untersucht werden kann. 

3.2. Die notifizierte Stelle prüft die technischen Unterlagen für das Teilsystem 
oder das Sicherheitsbauteil und führt die entsprechenden Untersuchungen 
und Prüfungen nach den einschlägigen harmonisierten Normen und/oder 
gleichwertige Prüfungen nach anderen einschlägigen technischen Spezifika­
tionen durch oder lässt sie durchführen, um die Konformität des Teilsys­
tems oder des Sicherheitsbauteils mit den geltenden Anforderungen dieser 
Verordnung zu prüfen. In Ermangelung einer solchen harmonisierten Norm 
entscheidet die notifizierte Stelle darüber, welche Prüfungen durchgeführt 
werden. 

Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Untersuchungen und 
Prüfungen eine Konformitätsbescheinigung aus und bringt an jedem geneh­
migten Teilsystem oder Sicherheitsbauteil ihre Kennnummer an oder lässt 
diese unter ihrer Verantwortung anbringen. 

Falls die notifizierte Stelle die Ausstellung einer Konformitätsbescheinigung 
verweigert, muss sie dies ausführlich begründen und die erforderlichen 
Abhilfemaßnahmen angeben. 

Wenn der Hersteller erneut die Einzelprüfung des betreffenden Teilsystems 
oder Sicherheitsbauteils beantragt, muss er dies bei derselben notifizierten 
Stelle tun. 
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Die notifizierte Stelle übermittelt der Kommission und den Mitgliedstaaten 
auf Verlangen eine Abschrift der Konformitätsbescheinigung. 

Der Hersteller hält die technischen Unterlagen und die Konformitäts­
bescheinigung 30 Jahre lang nach dem Inverkehrbringen des Teilsystems 
oder Sicherheitsbauteils für die nationalen Behörden bereit. 

4. CE-Kennzeichnung und EU-Konformitätserklärung 

4.1. Der Hersteller bringt die CE-Kennzeichnung und, unter der Verantwortung 
der notifizierten Stelle gemäß Nummer 3, deren Kennnummer an jedem 
Teilsystem oder Sicherheitsbauteil an, das die geltenden Anforderungen 
dieser Verordnung erfüllt. 

4.2. Der Hersteller stellt eine schriftliche EU-Konformitätserklärung aus und hält 
sie 30 Jahre lang nach dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicher­
heitsbauteils für die nationalen Behörden bereit. Aus der 
EU-Konformitätserklärung muss hervorgehen, für welches Teilsystem 
oder Sicherheitsbauteil sie ausgestellt wurde. 

Eine Abschrift der EU-Konformitätserklärung wird den zuständigen Behör­
den auf Verlangen zur Verfügung gestellt. 

5. Bevollmächtigter 

Die unter den Nummern 3.1 und 4 genannten Pflichten des Herstellers 
können von seinem Bevollmächtigten in seinem Auftrag und unter seiner 
Verantwortung erfüllt werden, falls sie im Auftrag festgelegt sind. 
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ANHANG VII 

KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME 
UND SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL H 1: KONFORMITÄT AUF 
DER GRUNDLAGE EINER UMFASSENDEN QUALITÄTSSICHERUNG 

MIT ENTWURFSPRÜFUNG 

1. Bei der Konformität auf der Grundlage einer umfassenden Qualitätssiche­
rung mit Entwurfsprüfung handelt es sich um den Teil eines Konfor­
mitätsbewertungsverfahrens, bei dem der Hersteller die unter den Num­
mern 2 und 5 festgelegten Pflichten erfüllt sowie gewährleistet und auf 
eigene Verantwortung erklärt, dass die betreffenden Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile die für sie geltenden Anforderungen dieser Verord­
nung erfüllen. 

2. Herstellung 

Der Hersteller betreibt ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für 
Entwurf, Herstellung, Endabnahme und Prüfung der Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile nach Nummer 3; er unterliegt der Überwachung 
nach Nummer 4. Die Eignung des technischen Entwurfs der Teilsysteme 
oder Sicherheitsbauteile muss gemäß Nummer 3.6 geprüft worden sein. 

3. Qualitätssicherungssystem 

3.1. Der Hersteller beantragt bei einer notifizierten Stelle seiner Wahl die 
Bewertung seines Qualitätssicherungssystems für die betreffenden Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

a) Namen und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom 
Bevollmächtigten eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift; 

b) alle erforderlichen Angaben über die Teilsysteme oder Sicherheitsbau­
teile, die hergestellt werden sollen; 

c) die technischen Unterlagen gemäß Anhang VIII für ein repräsentatives 
Baumuster jeder Kategorie eines Teilsystems oder Sicherheitsbauteils, 
das hergestellt werden soll; 

d) die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem; 

e) die Adresse der Örtlichkeiten, in denen die Teilsysteme oder Sicher­
heitsbauteile entworfen, hergestellt, kontrolliert und geprüft werden; 

f) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen 
notifizierten Stelle eingereicht worden ist. 

3.2. Das Qualitätssicherungssystem gewährleistet die Übereinstimmung der 
Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile mit den jeweils geltenden Anforde­
rungen dieser Verordnung. 

Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und 
Vorschriften sind systematisch und geordnet in Form schriftlicher Grund­
sätze, Verfahren und Anweisungen zusammenzustellen. Diese Unterlagen 
über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen, dass die Quali­
tätssicherungsprogramme, -pläne, -handbücher und -berichte einheitlich 
ausgelegt werden. 

Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender 
Punkte enthalten: 

a) Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und 
Befugnisse der Geschäftsleitung in Bezug auf den Entwurf und die 
Produktqualität; 
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b) technische Entwurfsspezifikationen, einschließlich der angewandten 
Normen, sowie, wenn die einschlägigen harmonisierten Normen nicht 
vollständig angewendet werden, die Mittel — einschließlich anderer 
einschlägiger technischer Spezifikationen —, mit denen gewährleistet 
werden soll, dass die wesentlichen Anforderungen dieser Verordnung 
erfüllt werden; 

c) Techniken zur Steuerung des Entwurfs und Prüfung des Entwurfs­
ergebnisses, Verfahren und systematische Maßnahmen, die beim Ent­
wurf der Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile angewandt werden; 

d) entsprechende Fertigungs-, Qualitätssteuerungs- und Qualitätssiche­
rungstechniken, angewandte Verfahren und systematische Maßnah­
men; 

e) Untersuchungen und Prüfungen, die vor, während und nach der Her­
stellung durchgeführt werden, mit Angabe ihrer Häufigkeit; 

f) Qualitätssicherungsunterlagen wie Kontrollberichte, Prüf- und Kali­
brierungsdaten, Berichte über die Qualifikation der in diesem Bereich 
beschäftigten Mitarbeiter usw.; 

g) Mittel, mit denen die Verwirklichung der angestrebten Entwurfs- und 
Produktqualität und die wirksame Arbeitsweise des Qualitätssiche­
rungssystems überwacht werden können. 

3.3. Die notifizierte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um fest­
zustellen, ob es die unter Nummer 3.2 genannten Anforderungen erfüllt. 
Bei den Teilen des Qualitätssicherungssystems, die die entsprechenden 
Spezifikationen der einschlägigen harmonisierten Norm erfüllen, wird 
von der Erfüllung dieser Anforderungen ausgegangen. 

Das Audit umfasst auch einen Kontrollbesuch in den Räumlichkeiten, in 
denen die Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile entworfen, hergestellt, 
kontrolliert und geprüft werden. 

Zusätzlich zur Erfahrung mit Qualitätsmanagementsystemen verfügt min­
destens ein Mitglied des Auditteams über Erfahrung mit der Bewertung 
im Bereich der Seilbahnen und der betreffenden Technologie der Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile sowie über Kenntnis der geltenden An­
forderungen dieser Verordnung. 

Das Auditteam überprüft die unter Nummer 3.1 genannten technischen 
Unterlagen, um sich zu vergewissern, dass der Hersteller in der Lage ist, 
die geltenden Anforderungen dieser Verordnung zu erkennen und die 
erforderlichen Prüfungen durchzuführen, damit die Konformität der Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile mit diesen Anforderungen gewährleistet 
ist. 

Die notifizierte Stelle teilt ihre Entscheidung dem Hersteller oder seinem 
Bevollmächtigten mit. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung 
und die Entscheidung mit ihrer Begründung. 

3.4. Der Hersteller verpflichtet sich, die Pflichten aus dem Qualitätssiche­
rungssystem in seiner zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, 
dass es stets sachgemäß und effizient funktioniert. 

3.5. Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, die das Qualitätssiche­
rungssystem zugelassen hat, laufend über alle geplanten Aktualisierungen 
des Qualitätssicherungssystems. 

Die notifizierte Stelle beurteilt die geplanten Änderungen und entscheidet, 
ob das geänderte Qualitätssicherungssystem noch den unter Nummer 3.2 
genannten Anforderungen entspricht oder ob eine erneute Bewertung er­
forderlich ist. 
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Sie gibt dem Hersteller oder dem Beauftragten ihre Entscheidung bekannt. 
Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und die Entscheidung 
mit ihrer Begründung. 

3.6. Entwurfsprüfung 

3.6.1. Der Hersteller beantragt bei der unter Nummer 3.1 aufgeführten notifi­
zierten Stelle die Prüfung des Entwurfs. 

3.6.2. Der Antrag gibt Aufschluss über Entwurf, Herstellung und Funktions­
weise des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils und ermöglicht eine Be­
wertung der Übereinstimmung mit den darauf anwendbaren Anforderun­
gen dieser Verordnung. 

Er muss Folgendes enthalten: 

a) Name und Anschrift des Herstellers; 

b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen 
notifizierten Stelle eingereicht worden ist; 

c) die in Anhang VIII beschriebenen technischen Unterlagen. 

3.6.3. Die notifizierte Stelle prüft den Antrag und stellt dem Hersteller eine 
EU-Entwurfsprüfbescheinigung aus, wenn der Entwurf die für das Teil­
system oder Sicherheitsbauteil geltenden Anforderungen dieser Verord­
nung erfüllt. Diese Bescheinigung enthält den Namen und die Anschrift 
des Herstellers, die Ergebnisse der Prüfungen, etwaige Bedingungen für 
ihre Gültigkeit und die erforderlichen Daten für die Identifizierung des 
zugelassenen Entwurfs. Dieser Bescheinigung können ein oder mehrere 
Anhänge beigefügt werden. 

Die Bescheinigung und ihre Anhänge enthalten alle zweckdienlichen An­
gaben, anhand deren sich die Übereinstimmung der hergestellten Teil­
systeme oder Sicherheitsbauteile mit dem geprüften Entwurf beurteilen 
und gegebenenfalls eine Kontrolle nach ihrer Inbetriebnahme durchführen 
lässt. 

Entspricht der Entwurf nicht den geltenden Anforderungen dieser Ver­
ordnung, so verweigert die notifizierte Stelle die Ausstellung einer 
EU-Entwurfsprüfbescheinigung und unterrichtet den Antragsteller darü­
ber, wobei sie ihre Weigerung ausführlich begründet. 

3.6.4. Die notifizierte Stelle hält sich über alle Änderungen des allgemein an­
erkannten Stands der Technik auf dem Laufenden; deuten diese darauf 
hin, dass der zugelassene Entwurf nicht mehr den geltenden Anforderun­
gen dieser Verordnung entspricht, so entscheidet sie, ob derartige Ände­
rungen weitere Untersuchungen notwendig machen. Ist dies der Fall, setzt 
die notifizierte Stelle den Hersteller davon in Kenntnis. 

Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, die die 
EU-Entwurfsprüfbescheinigung ausgestellt hat, über alle Änderungen an 
dem zugelassenen Entwurf, die dessen Übereinstimmung mit den wesent­
lichen Anforderungen dieser Verordnung oder den Bedingungen für die 
Gültigkeit der Bescheinigung beeinträchtigen können. Solche Änderungen 
bedürfen einer zusätzlichen Genehmigung durch die notifizierte Stelle, die 
die EU-Entwurfsprüfbescheinigung ausgestellt hat, in Form einer Ergän­
zung der ursprünglichen EU-Entwurfsprüfbescheinigung. 

3.6.5. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierende Behörde über die 
EU-Entwurfsprüfbescheinigungen und/oder etwaige Ergänzungen dazu, 
die sie ausgestellt oder zurückgenommen hat, und übermittelt ihrer noti­
fizierenden Behörde in regelmäßigen Abständen oder auf Verlangen eine 
Aufstellung aller Bescheinigungen und/oder Ergänzungen dazu, die sie 
verweigert, ausgesetzt oder anderweitig eingeschränkt hat. 
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Jede notifizierte Stelle unterrichtet die übrigen notifizierten Stellen über 
die EU-Entwurfsprüfbescheinigungen und/oder etwaige Ergänzungen, die 
sie verweigert, zurückgenommen, ausgesetzt oder anderweitig einge­
schränkt hat, und teilt ihnen auf Aufforderung alle von ihr ausgestellten 
Bescheinigungen und/oder Ergänzungen dazu mit. 

Die Kommission, die Mitgliedstaaten und die anderen notifizierten Stellen 
erhalten auf Verlangen eine Abschrift der EU-Entwurfsprüfbescheinigungen 
und/oder ihrer Ergänzungen. Die Kommission und die Mitgliedstaaten er­
halten auf Verlangen eine Abschrift der technischen Unterlagen und der 
Ergebnisse der durch die notifizierte Stelle vorgenommenen Prüfungen. 

Die notifizierte Stelle bewahrt eine Abschrift der EU-Entwurfsprüfbescheinigung 
samt Anhängen und Ergänzungen sowie des technischen Dossiers einschließlich 
der vom Hersteller eingereichten Unterlagen bis zum Ende der Gültigkeitsdauer 
der Bescheinigung auf. 

3.6.6. Der Hersteller hält eine Abschrift der EU-Entwurfsprüfbescheinigung 
samt Anhängen und Ergänzungen zusammen mit den technischen Unter­
lagen 30 Jahre lang nach dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils für die nationalen Behörden bereit. 

4. Überwachung unter der Verantwortlichkeit der notifizierten Stelle 

4.1. Die Überwachung soll gewährleisten, dass der Hersteller die Pflichten aus 
dem zugelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt. 

4.2. Der Hersteller gewährt der notifizierten Stelle für die Bewertung Zugang 
zu den Entwurfs-, Herstellungs-, Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen 
und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung, insbesondere 

a) die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 

b) die im Qualitätssicherungssystem für den Entwurfsbereich vorgesehe­
nen qualitätsbezogenen Aufzeichnungen wie Ergebnisse von Analysen, 
Berechnungen, Tests usw., 

c) die im Qualitätssicherungssystem für den Fertigungsbereich vorgese­
henen qualitätsbezogenen Aufzeichnungen wie Prüfberichte, Prüfdaten, 
Kalibrierungsdaten, Berichte über die Qualifikation der in diesem Be­
reich beschäftigten Mitarbeiter usw. 

4.3. Die notifizierte Stelle führt regelmäßig Audits durch, um sicherzustellen, 
dass der Hersteller das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und an­
wendet, und übergibt ihm einen entsprechenden Prüfbericht. Die Häufig­
keit der Audits ist so zu wählen, dass alle drei Jahre eine vollständige 
Neubewertung vorgenommen wird. 

4.4. Darüber hinaus kann die notifizierte Stelle beim Hersteller unangemeldete 
Besichtigungen durchführen. 

Während dieser Besichtigungen kann die notifizierte Stelle erforderlichen­
falls Produktprüfungen durchführen oder durchführen lassen, um sich 
über das ordnungsgemäße Funktionieren des Qualitätssicherungssystems 
zu vergewissern. Sie übergibt dem Hersteller einen Bericht über den 
Besuch und im Falle einer Prüfung einen Prüfbericht. 

5. CE-Kennzeichnung und EU-Konformitätserklärung. 

5.1. Der Hersteller bringt die CE-Kennzeichnung und, unter der Verantwor­
tung der notifizierten Stelle gemäß Nummer 3.1, deren Kennnummer an 
jedem einzelnen Teilsystem oder Sicherheitsbauteil an, das die geltenden 
Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 
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5.2. Der Hersteller stellt für jedes Modell eines Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils eine schriftliche EU-Konformitätserklärung aus und hält sie 30 
Jahre lang nach dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils für die nationalen Behörden bereit. Aus der 
EU-Konformitätserklärung muss hervorgehen, für welches Modell eines 
Teilsystems oder Sicherheitsbauteils sie ausgestellt wurde; ferner ist die 
Nummer der EU-Entwurfsprüfbescheinigung anzugeben. 

Eine Abschrift der EU-Konformitätserklärung wird den zuständigen Be­
hörden auf Verlangen zur Verfügung gestellt. 

6. Der Hersteller hält mindestens 30 Jahre lang nach dem Inverkehrbringen 
des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils folgende Unterlagen für die na­
tionalen Behörden zur Verfügung: 

a) die technischen Unterlagen gemäß Nummer 3.1 Buchstabe c; 

b) die Unterlagen zu dem Qualitätssicherungssystem nach Nummer 3.1 
Buchstabe d; 

c) die Informationen zur Änderung gemäß Nummer 3.5 in ihrer geneh­
migten Form; 

d) die Entscheidungen und Berichte der notifizierten Stelle gemäß den 
Nummern 3.3, 3.5, 4.3 und 4.4. 

7. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierende Behörde über Zu­
lassungen von Qualitätssicherungssystemen, die sie erteilt oder zurück­
genommen hat, und übermittelt ihr in regelmäßigen Abständen oder auf 
Verlangen eine Aufstellung aller Zulassungen von Qualitätssicherungssys­
temen, die sie verweigert, ausgesetzt oder auf andere Art eingeschränkt 
hat. 

Jede notifizierte Stelle unterrichtet die anderen notifizierten Stellen über 
Zulassungen von Qualitätssicherungssystemen, die sie verweigert, aus­
gesetzt oder zurückgenommen hat, und auf Verlangen über alle Zulassun­
gen von Qualitätssicherungssystemen, die sie erteilt hat. 

Die notifizierte Stelle übermittelt der Kommission und den Mitgliedstaa­
ten auf Verlangen eine Abschrift der erteilten Zulassungen von Qualitäts­
sicherungssystemen. 

Die notifizierte Stelle bewahrt je eine Abschrift der erteilten Zulassungen 
von Qualitätssicherungssystemen, ihrer Anhänge und Ergänzungen sowie 
des technischen Dossiers 30 Jahre lang nach dem Zeitpunkt der Erteilung 
auf. 

8. Bevollmächtigter 

Die unter den Nummern 3.1, 3.6.4, 3.6.6, 5 und 6 genannten Pflichten des 
Herstellers können von seinem Bevollmächtigten in seinem Auftrag und 
unter seiner Verantwortung erfüllt werden, falls sie im Auftrag festgelegt 
sind. 
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ANHANG VIII 

TECHNISCHE UNTERLAGEN FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE 

1. Die technischen Unterlagen müssen eine Bewertung der Übereinstimmung 
des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils mit den geltenden Anforderungen 
dieser Verordnung ermöglichen und eine angemessene Analyse und Bewer­
tung der Risiken enthalten. In den technischen Unterlagen sind die geltenden 
Anforderungen aufzuführen und der Entwurf, die Herstellung und der Betrieb 
des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils zu erfassen, soweit sie für die Kon­
formitätsbewertung von Belang sind. 

2. Die technischen Unterlagen enthalten zumindest folgende Elemente: 

a) eine allgemeine Beschreibung des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils; 

b) Entwürfe, Fertigungszeichnungen und -pläne von Bauteilen, Unterbau­
gruppen, Schaltkreisen usw. sowie Beschreibungen und Erläuterungen, 
die zum Verständnis der genannten Zeichnungen und Pläne sowie der 
Funktionsweise des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils erforderlich sind; 

c) eine Aufstellung, welche der in Artikel 17 aufgeführten harmonisierten 
Normen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht wurden, vollständig oder in Teilen angewandt worden sind, 
und, falls diese harmonisierten Normen nicht angewandt wurden, eine 
Beschreibung, mit welchen Lösungen die wesentlichen Anforderungen 
der Verordnung erfüllt wurden, einschließlich einer Aufstellung der ande­
ren einschlägigen technischen Spezifikationen, die angewandt worden 
sind. Im Fall von teilweise angewandten harmonisierten Normen werden 
die Teile, die angewandt wurden, in den technischen Unterlagen 
angegeben; 

d) die zusätzlichen Nachweise für eine angemessene Lösung für den Entwurf 
einschließlich der Ergebnisse der Entwurfsberechnungen, Untersuchungen 
und Prüfungen, die vom Hersteller oder für diesen durchgeführt wurden 
sowie die dazugehörigen Berichte; 

e) eine Abschrift der Anweisungen für das Teilsystem oder Sicherheitsbau­
teil; 

f) für Teilsysteme je eine Abschrift der EU-Konformitätserklärungen für die 
im Teilsystem verwendeten Sicherheitsbauteile. 
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ANHANG IX 

EU-KONFORMITÄTSERKLÄRUNG FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE Nr. … (*) 

1. Teilsystem/Sicherheitsbauteil oder Modell des Teilsystems/Sicherheitsbauteils 
(Produkt-, Typen-, Chargen- oder Seriennummer): 

2. Name und Anschrift des Herstellers und gegebenenfalls seines Bevollmäch­
tigten: 

3. Die alleinige Verantwortung für die Ausstellung dieser Konformitätserklärung 
trägt der Hersteller. 

4. Gegenstand der Erklärung (Bezeichnung des Teilsystems oder Sicherheits­
bauteils zwecks Rückverfolgbarkeit. Gegebenenfalls kann dazu ein Bild ge­
hören, auf dem das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil erkennbar ist): 

— Beschreibung des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils; 

— alle einschlägigen Bestimmungen, die das Sicherheitsbauteil erfüllen 
muss, insbesondere die Verwendungsbedingungen. 

5. Der in Nummer 4 beschriebene Gegenstand der Erklärung erfüllt die ein­
schlägigen Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union: … 

6. Angabe der einschlägigen harmonisierten Normen oder Angabe anderer tech­
nischer Spezifikationen, für die die Konformität erklärt wird: 

7. Die notifizierte Stelle (Name, Anschrift, Kennnummer) … hat (Beschreibung 
ihrer Mitwirkung) … und folgende Bescheinigung(en) ausgestellt: … (nähere 
Angaben, einschließlich Datum, und gegebenenfalls Informationen zu Dauer 
und Bedingungen der Gültigkeit der Bescheinigung). 

8. Zusatzangaben: 

Unterzeichnet für und im Namen von: … 

(Ort und Datum der Ausstellung): 

(Name, Funktion) (Unterschrift): 
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(*) Der Hersteller kann auf freiwilliger Basis der Konformitätserklärung eine Nummer 
zuteilen.



 

ANHANG X 

ENTSPRECHUNGSTABELLE 

Richtlinie 2000/9/EG Diese Verordnung 

— Artikel 1 

Artikel 1 Absatz 1 Artikel 2 Absatz 1 

Artikel 1 Absatz 2 Artikel 3 Nummer 1 

Artikel 1 Absatz 3 Artikel 3 Nummern 7 bis 9 

Artikel 1 Absatz 4 erster Unterabsatz Artikel 2 Absatz 1 

Artikel 1 Absatz 4 zweiter Unterabsatz — 

Artikel 1 Absatz 4 dritter Unterabsatz Artikel 9 Absatz 3 

Artikel 1 Absatz 5 Artikel 3 Nummern 1 und 3 bis 6 

Artikel 1 Absatz 6 Artikel 2 Absatz 2 

Artikel 2 — 

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 6 

Artikel 3 Absatz 2 Artikel 17 

— Artikel 3 Nummern 10 bis 27 

Artikel 4 Artikel 8 

Artikel 5 Absatz 1 Artikel 4 und Artikel 5 Absatz 1 

Artikel 5 Absatz 2 Artikel 5 Absatz 4 

Artikel 6 Artikel 7 

Artikel 7 Absätze 1 bis 3 Artikel 18 bis 21 

Artikel 7 Absatz 4 Artikel 19 Absatz 3 

Artikel 8 Artikel 4 

Artikel 9 Artikel 7 

Artikel 10 Artikel 18 bis 21 

Artikel 11 Absatz 1 Artikel 9 Absatz 1 

Artikel 11 Absatz 2 Artikel 9 Absatz 4 

Artikel 11 Absatz 3 — 

Artikel 11 Absatz 4 Artikel 5 Absatz 1 

Artikel 11 Absatz 5 Artikel 7 

Artikel 11 Absätze 6 und 7 Artikel 9 Absatz 2 

— Artikel 11 bis 16 

Artikel 12 Artikel 9 Absatz 4 

Artikel 13 Artikel 10 Absatz 1 

Artikel 14 Artikel 39 bis 43 

Artikel 15 Artikel 10 Absatz 2 

Artikel 16 Artikel 22 bis 38 

Artikel 17 Artikel 44 
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Richtlinie 2000/9/EG Diese Verordnung 

Artikel 18 Artikel 20 und 21 

Artikel 19 — 

Artikel 20 — 

Artikel 21 Absatz 3 Artikel 46 

Artikel 22 Artikel 48 

— Artikel 45 

— Artikel 47 

ANHANG I ANHANG I 

ANHANG II ANHANG II 

Anhang III Artikel 8 

Anhang IV Anhang IX 

Anhang V Anhänge III bis VII 

Anhang VI Anhang IX 

Anhang VII Anhänge III bis VII 

Anhang VIII Artikel 26 

Anhang IX Artikel 20 

— Anhang VIII 
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